
trotz aller Gegenmaßnahmen zentralistischen und
damit zwangsläufig interventionistischen Staat gibt,
auf der anderen Seite aber die Ökonomie sich ent-
nationalisiert und in übergreifenden regionalen
bzw. globalen Zusammenhängen aufgeht? Was ge-
schieht mit dem verstaatlichten Sektor, dessen An-
teil am Bruttosozialprodukt (BSP) weit über dem
Durchschnitt westlicher Industrieländer liegt? Was
ist eine „monarchische Republik“ ohne die Basis
einer nationalen Volkswirtschaft? Oder wird, wie es 
der dominierende Diskurs sagt, der Staat gerade in
einem Moment wichtig, wo es um den Übergang in 
neue Strukturen geht? Muß nicht jeder Staat, der in 
Frankreich immer die Einheit der Nation garan-
tierte, jetzt als eine Art Rückversicherung fungie-
ren, wenn es darum geht, sich in das Abenteuer
eines Europa von morgen zu stürzen, das wiederum
ein Jungbrunnen der eigenen Erneuerung sein
soll?

2. Die Herrschaftsachse Mitterrand-Rocard-Sozia-
listische Partei

Es scheint, als betrachte es Mitterrand als seine
Hauptaufgabe, kraft der ihm gegebenen Machtfülle
die Umrisse einer Art von Gesellschaftsprojekt zu
skizzieren, das als Globalorientierung für Regie-
rung und Sozialistische Partei (PS), zugleich aber
als Kontrast zur liberal-konservativen Alternative
dienen soll. Er muß sich dieser Aufgabe schon des-
halb unterziehen, weil weder die Regierung noch
die Partei dazu imstande erscheinen. Es heißt so-
gar, er versuche, sich „links“ vom Premierminister
und dessen als allzu technokratisch-pragmatisch
verdächtigter vorsichtiger Reformpolitik zu profi-
lieren5). Mit dieser „Opposition von links“ fülle er
zugleich die ideologische Leere, die die Sozialisti-
sche Partei erfaßt habe. Tatsächlich hat Mitterrand
in der Fernsehsendung „ sur 7“ am 12. Februar
1989 starke Worte benutzt. Vor dem Hintergrund
einer Korruptionsaffäre, in die auch einer seiner
ältesten Freunde verwickelt war, wetterte er gegen
die „Manie“ der Unternehmensaufkäufe, gegen die
Art und Weise, an der
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Börse mit Hilfe der Speku-
lation „leichtes Geld“ zu machen. „Es ist absolut
notwendig, daß diese Form des Dschungels, die
gewisse Leute in Frankreich im Namen eines rück-
ständigen Liberalismus einführen konnten, der
schon im 19. Jahrhundert überholt war, zurücktritt
gegenüber der Vernunft, dem Gewissen, dem Inter-
esse Frankreichs.“ ) Und er bekundete seine Treue
gegenüber den „Kräften des Volkes“, sein Eintre-
ten für Gerechtigkeit und ein soziales Europa.

6

Die letzte Fassung dieser gesellschaftspolitischen
Vision, die sich immer mehr zu verfestigen

scheint7), findet sich in einem Interview im Express
vom 14. Juli 1989 ). Mitterrand strebt eine Gesell-
schaft an, die auf einer wohl dosierten Balance von
Markt und Staat, von Akkumulation und Regula-
tion beruht, weil nach seiner Auffassung nur auf
diese Weise ökonomische Wirksamkeit und Solida-
rität vereinbar sind.

Während Mitterrand eher einem traditionellen So-
zialdemokratismus verhaftet bleibt, gehört Rocard
in die starke Gruppe der Modernisten, aus der auch
EG-Präsident Jacques Delors stammt9). Ihr wich-
tigstes Merkmal ist der Abschied von jeder Form
von Ideologie. Gleich zu Beginn seiner Autobiogra-
phie10) erklärt Rocard, daß nach der ersten und
zweiten „alternance" 1981 und 1986 die großen Ent-
würfe am Ende seien, daß die Öffentlichkeit nun
keine „Botschaften der Hoffnung und der Begeiste-
rung“ mehr von den Politikern erwarte. Nötiger
denn je sei es vielmehr, „wirksam zu regieren“.
Ausdrücklich betont er, daß er kein Gesellschafts-
projekt zu verwirklichen sucht, sondern höchstens
ein „Projekt sozialer Organisation“. Sozialismus ist
für ihn lediglich die Verbindung von freiheitlicher
Demokratie und Solidarität.

Viel mehr interessiert sich Rocard für das Problem,
wie politische Autorität (die Fähigkeit zur Entschei-
dung) gerade in einer „mediatisierenden Demokra-
tie“ (democratie mdiatique) als Form sozialer Or-
ganisation wiederherzustellen ist. In seiner Auto-
biographie. die zu einem Zeitpunkt erschien, da er
selbst für die Präsidentschaft zu kandidieren ge-
dachte, entwickelt er konsequenterweise nicht ein
Regierungsprogramm, sondern eine Regierungs-
technik11); er analysierte die Modalitäten der Ver-
waltung moderner, hochkomplexer Gesellschaften,
die ebenso komplexe Problemlösungen verlangen.
Da gibt es kein Modell, Versprechungen und De-
magogie sind kontraproduktiv, Nüchternheit und
Sachlichkeit sind gefragt. Sachzwänge werden ernst
genommen, was bedeutet, daß die ökonomische
und finanzielle Verwaltung im Mittelpunkt stehen
muß. Die wachsenden Gefahren, die von innen und
außen drohen, verlangen die Schaffung und stän-
dige Vertiefung der „sozialen Kohäsion“, ein Lieb-
lingsbegriff Rocards. Dazu gehört auch ein besseres
Vertrauen zwischen Regierenden und Regierten.
Wichtigstes Mittel dafür ist die „Kontraktualisie-
rung des öffentlichen Lebens“, d. h. die Anerken-



nung der sozialen Akteure als Partner. Nicht wirt-
schaftspolitischer Dogmatismus zählt, sondern Effi-
zienz. Er will, wie er es einer amerikanischen Wirt-
schaftszeitung in aller Offenheit erklärte12), „dem

«französischen Kapitalismus mehr Mobilität, Flexi-
bilität und Aggressivität einflößen“, eine Äuße-
rung, die nur wenige Tage nach Mitterrands Angriff
gegen Spekulation und das Gesetz des Stärkeren
fiel. Das große Credo der Modernisten ä la Rocard
ist die Versöhnung des Ökonomischen und des So-
zialen als Basis einer dynamischen, am Produktivi-
tätsstreben orientierten Gesellschaft.

Präsident und Premierminister trennen mehr als Nu-
ancen und unterschiedliche Akzentsetzungen. Und
doch sind sie aufeinander angewiesen. Wie groß die
Brötchen sind, die aus dem Teig der Visionen Mit-
terrands gebacken werden, bestimmt Rocard mit
großer Souveränität und Selbstsicherheit. Daß sei-
ner Regierungsarbeit zu viel entideologisierter
Pragmatismus, ja sogar technokratischer Synkretis-
mus vorgeworfen wird, ist unvermeidlich und wird
(jedenfalls noch) in Kauf genommen. Rocard selbst
leistet dieser Kritik Vorschub, wenn er erklärt, es 
komme ihm darauf an, Alltagsprobleme zu lösen,
die die Masse der Menschen belasten. Aber das
Dilemma, vor dem die Sozialistische Partei steht,
wird immer deutlicher. Diese Mischung aus tech-
nokratischem Diskurs und konsensueller Ideologie
fördert Relativismus und Entpolitisierung und un-
terminiert damit das Engagement der Parteimitglie-
der. Das muß zu Desinteresse bis hin zur Wahlent-
haltung führen. Daraus erklären sich, zumindest
teilweise, die Verluste bei den letzten Wahlen (in
der Europawahl sank die Partei auf 23,6 Prozent
der abgegebenen Stimmen)13). Das geht soweit,
daß der PS der Status einer dominanten Partei ab-
handen kommt, d. h. einer Partei, die dem Präsi-
denten eine stabile Mehrheit garantiert. Wird sich
die „Methode Rocard“ als Grundlage der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik als dauerhaft erweisen?

In der Partei macht sich Konfusion breit. In Vorbe-
reitung auf den nächsten Parteitag, der im März
1990 in Rennes stattfindet, formieren sich (wie üb-
lich) die diversen Flügel, um ihre Entschließungs-
anträge zu formulieren. Wo aber sollen die Unter-
schiede liegen, wenn ihre Führer fast sämtlich der
Regierung angehören ) ? Auf der Sitzung des PS14 -
Vorstandes vom 1. und 2. Juli 1989 hat Rocard
seine Konzeption eines Sozialismus des „unendlich
Kleinen“ (die Reform des Alltags) und des „unend-
lich Großen“ (die internationalen Fragen) vertei-
digt, ohne auf nennenswerten Widerstand zu sto-

ßen15). Nur Jean-Pierre Chevenement, Verteidi-
gungsminister und Chef des linken Flügels „Soci-
alisme et Republique“, hat für die Partei das Recht
beansprucht, die Wirtschafts- und Sozialpolitik der
Regierung in Frage zu stellen. Lionel Jospin, „Mit-
terrandist“, ehemaliger Erster Sekretär der Partei
und nun Erziehungsminister, wehrte diesen An-
spruch jedoch ab: Für ihn gibt es zu dieser Politik
— einer wohldosierten Mischung aus Modernisie-
rung (Stärkung der Angebotsseite) und Solidarität
(Kampf gegen die soziale Ausgrenzung) — keine
Alternative.
Dennoch entzündet sich Kritik immer wieder
daran, daß diese Politik mit der Stagnation der Ein-
kommen, ja sogar mit Kaufkraftverlusten für die
breiten Massen erkauft werde — für die Partei in
der Tat der sensibelste Punkt. Deshalb wird die
Idee vorgetragen, Lohnfonds einzurichten, um die
Arbeitnehmer besser an den Früchten des Wachs-
tums zu beteiligen. Für Rocard und seine Anhänger
jedoch ist die Unterscheidung von „Sozialisten der
Veränderung“ und „Sozialisten der Unterstützung“
künstlich. Inzwischen sind es die „Rocardiens“, die
Mitterrands Wahlkampfparole von 1981 auf ihre
Fahnen schreiben: eine „force tranquille", eine „ru-
hige Kraft“ zu repräsentieren, also auf Geduld und
langen Atem zu vertrauen. Aber die Forderung
nach Reideologisierung, nach einer neuen Ideen-
debatte, nach der Auseinandersetzung um ein Ge-
sellschaftsprojekt als Heilmittel gegen den Nieder-
gang der Partei wird lauter. Pierre Mauroy, Erster
Sekretär und ehemals Premierminister, wirft der
Regierung vor, auf jede Form eines „Sozialismus
der Veränderung“ verzichtet zu haben; er faßt so-
gar die Möglichkeit eines Bündnisses mit den GRÜ-
NEN ins Auge, stößt dabei aber (jedenfalls im Au-
genblick) in seiner Partei auf Granit16)- Denn das
würde bedeuten, sich mit einem Problem intensiver
auseinanderzusetzen, dem man bisher aus dem Weg
gegangen ist: der Ökologie.

3. Eine florierende Wirtschaft: Licht- und Schat-
tenseiten

Am meisten wundern sich die Franzosen selbst dar-
über, daß 1988 anscheinend der große Durchbruch
geglückt ist: zum ersten Mal seit Beginn der Welt-
wirtschaftskrise 1974/75 ein beträchtliches Wachs-
tum bei gleichzeitig hoher Geldwertstabilität — für
französische Verhältnisse ein sensationelles Ergeb-
nis. Die Sonne der Konjunktur, die Westeuropa
und Japan erwärmt, strahlt auch über Frankreich:
Das BSP ist von 1,9 Prozent auf 3,5 Prozent 1988
gestiegen und wird 1989 kaum darunter liegen17)-



Noch deutlicher vollzog sich der Anstieg der Indu-
strieproduktion: von 2,0 Prozent auf 4,6 Prozent;
1989 wird sie möglicherweise um rd. 5 Prozent stei-
gen. Der Hauptgrund ist die kräftige Zunahme der
Investitionen im jährlichen Durchschnitt seit 1987
um real mehr als 9 Prozent ). Die Wirtschaft hat
1988 (zum ersten Mal seit 1976) etwa 213 000 neue
Arbeitsplätze geschaffen, so daß der Anstieg der
Arbeitslosigkeit Anfang 1989 gebremst zu sein
schien. Werden die Bemühungen, die seit 1983 auf
eine Sanierung der Wirtschaft mit Hilfe einschnei-
dender makroökonomischer Strukturanpassungen
setzen, endlich von Erfolg gekrönt?
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Alle Beobachter (mit der OECD an der Spitze)
sprechen der Stabilitätspolitik, wie sie seit 1983 ver-
folgt wird, höchstes Lob aus. Hier liege das Ge-
heimnis des Erfolges; sie zahle sich jetzt aus. Der
Argumentationsgang spiegelt die vorherrschenden
wirtschaftspolitischen Theorien wider und scheint
sie zu bestätigen. So habe die Deregulierung der
Finanzmärkte eine bessere Finanzierung der Unter-
nehmen ermöglicht und der Abbau der Kapitalver-
kehrs- und Preiskontrollen dazu geführt, die geld-
politische Steuerung im wesentlichen den Markt-
mechanismen zu überlassen. Die Konsolidierung
der öffentlichen Finanzen sowie die Straffung der
Geld- und Kreditpolitik hätten entscheidend dazu
beigetragen, den Anstieg der Löhne wie der Preise
zu verhindern; die Bekämpfung der Inflation wurde
in Frankreich sogar weiter vorangetrieben als bei
seinen wichtigsten Handelspartnern19). Tatsächlich
sind die Verbraucherpreise 1987 um 3,1 Prozent,
1988 aber nur um 2,7 Prozent angestiegen, werden
1989 aber — wie in allen westlichen Industrielän-
dern — wieder um einen zusätzlichen Punkt anstei-
gen. Entscheidend ist, daß damit die Inflationsrate
kaum über derjenigen der Bundesrepublik liegt:
Die Differenz im Inflationsgefälle, die 1983 noch
6,76 Prozent betrug, fiel 1987 bereits auf 2,29 Pro-
zent und betrug 1988 0,6 Prozent20). Insgesamt ist
der Franc auf diese Weise zur voll konvertiblen
Hartwährung aufgestiegen.

21) Vgl. ebd., Tab. 14, S. 32.

Das, was viele als einen (nachgeholten) Prozeß der
Normalisierung im Vergleich zu den führenden
westlichen Industrieländern betrachten, läßt sich
auch an anderen Elementen der französischen Wirt-

1) Entwicklung des Wachstums der Investitionen (sämtliche
Unternehmen; Veränderungsrate in Prozentpunkten zu kon-
stanten Preisen):
im Durchschnitt 1970-1973 = 9.0
im Durchschnitt 1974-1979 = -0,3
im Durchschnitt 1980 = 4.2
im Durchschnitt 1981 = -2.5
lra Durchschnitt 1982 = 0.0
im Durchschnitt 1983 = -4.1
I8lyebd,, Tab. 13. S. 28.

Vgl. P. Morin. Une analyse du processus de dsinflation,
an: Economie et Provision, (1988) 82.
20)Vgl. OECD-Bericht Frankreich (Anm. 17), Tab. 5.

>. 15.

1984 = -i,.
1985 = 4.1
1986 = 3.9
1987 = 4.4
1988 = 9.1

Schaftspolitik zeigen. Der Lohnanteil an der Wert-
schöpfung verringert sich und liegt nun wieder auf
dem Niveau von vor 1973. Die damit verbundene
Wiederherstellung der Gewinnspanne der Unter-
nehmen bewirkte ab 1985 gemäß dem OECD-Be-
richt eine Wiederbelebung der Investitionstätigkei-
ten. Zugleich war, wie in anderen Ländern auch,
die Verringerung der Lohnstückkosten eine Haupt-
ursache des Abbaus der Inflation. Hinzu kamen
günstige internationale Rahmenbedingungen wie
die Dollar-Baisse, die Verbilligung der Energie-
und Rohstoffpreise und damit der Importpreise.
Die Verringerung der importierten Inflation hat zur
Hälfte zur Dämpfung des Preisauftriebs beigetra-
gen.

All das erklärt den kräftigen Wachstumsschub von
1988. Von besonderer Bedeutung für Frankreich
aber ist es, daß sowohl sozialistische wie liberal-
konservative Regierungen an dieser Entwicklung
beteiligt waren. Es sieht sogar so aus, als würde sich 
über die Grundprinzipien dieser Politik — Geld-
wertstabilität und Produktivitätssteigerung bei
möglichst bescheidenem Kaufkraftanstieg — ein
ordnungspolitischer Konsens bilden, der die tradi-
tionelle Rechts-Links-Polarisierung transzendiert.
Die Vorstellung, man könne die Konjunktur mit
Hilfe der Geldentwertung ankurbeln, gehört wohl
endgültig der Vergangenheit an. Die Regierung be-
müht sich, das Haushaltsdefizit, das bereits von
3 Prozent des BSP auf 1,7 Prozent (1988) gesunken
ist, weiter zu vermindern. Auch angesichts teilweise
scharfer sozialer Konflikte, wie sie immer wieder
von den verschiedensten Berufsgruppen (bisweilen
außerhalb der Gewerkschaften) entfacht wurden,
sind Rocard und sein Wirtschafts- und Finanzmini-
ster Brgovoy nicht von dieser Linie abgewichen:
Konzessionen gegenüber Lohnforderungen hielten
sich stets in engen Grenzen.

Andererseits kann niemand die Schattenseiten der
Entwicklung verschweigen, nämlich die immer
noch hohe Arbeitslosenquote sowie das kaum zu
verringernde Außenhandelsdefizit. Beide Indikato-
ren haben sich sogar seit dem Frühjahr 1989 ver-
schlechtert. Im Juni waren 2,526 Mill. Personen
arbeitslos gegenüber 2,517 Mill, im Vormonat (die
Quote stieg von 9,9 auf 10,0 Prozent), nachdem
1988 schon ein leichter Rückgang zu verzeichnen
war. Für 1990 schätzt die OECD, wie für die mei-
sten westlichen Industrieländer, einen weiteren An-
stieg auf 10,25 Prozent. Damit liegt Frankreich in 
dieser Gruppe an der Spitze. Besonders gravierend
ist der vergleichsweise hohe Anteil von Jugendli-
chen (1987 23 Prozent; USA 11.7 Prozent; Bundes-
republik 7.9 Prozent; Japan 5.2 Prozent)21); nur in
Italien und Spanien liegt dieser Anteil noch höher.



Gezielte beschäftigungspolitische Maßnahmen22)
reichten nur aus, um die Arbeitslosigkeit nicht wei-
ter ansteigen zu lassen.
Im ersten Halbjahr 1989 hat sich im Vergleich zum
gleichen Zeitraum 1988 das Außenhandelsdefizit
von 9,1 auf 17,2 Mrd. Franc verschlechtert. Nach
Schätzungen des INSEE-Instituts soll das Defizit
1989 insgesamt 45 Mrd. Franc erreichen gegenüber
33 Mrd. 198823). Am meisten beunruhigt das Defi-
zit im Handel mit Industriegütern, das 1987 bereits
10 Mrd. Franc betrug und sich 1988 auf 42,5 Mrd.
erhöhte. Besonders betroffen sind Ausrüstungsgü-
ter, darunter neuerdings auch Hochtechnologie-
Produkte. 1987 machte Frankreichs Anteil am Ex-
port von Erzeugnissen hoher bzw. mittlerer Tech-
nologie am Gesamtexport der OECD-Länder nur
8 Prozent aus (Bundesrepublik 19,7 Prozent; Japan
18,4 Prozent; USA 15 Prozent). Der starke Verlust
von Weltmarktanteilen in diesem Bereich, der fast
einem Zusammenbruch der Weltmarktposition
gleichkommt, geht auf die Konkurrenz Japans und
der vier „kleinen Tiger“ (Taiwan, Südkorea, Hong-
kong, Singapur) zurück24). Schließlich ist der Um-
stand bedrohlich, daß das Defizit im Bereich der
Industrieprodukte im Austausch mit allen Partnern
und Regionen gleichmäßig entstand.
Damit werden deutliche Wettbewerbsschwächen
offenbar. Noch immer, nach jahrzehntelanger In-
dustrie- und Technologiepolitik ist das Spezialisie-
rungsprofil der Industrie unzureichend, werden
Produkte hergestellt, die zu teuer sind und für die
keine Nachfrage besteht. Der Anpassungsprozeß
entwickelt nicht jene Dynamik, die erforderlich ist,
um dem wachsenden Konkurrenzdruck gewachsen
zu sein. Hieraus erklärt sich auch die Hektik, mit

der sich Frankreich auf den Binnenmarkt 1993 vor-
bereitet. Die Furcht vor einer „Razzia“ der Ameri-
kaner, Japaner und Westdeutschen im Augenblick,
da sich die Grenzen öffnen, wird größer. Anderer-
seits setzt sich der Gedanke durch, daß eine gezielte
Exportorientierung flankierender Maßnahmen be-
darf, wie der Reform des Bildungssystems (insbe-
sondere der Berufsausbildung) sowie der Förde-
rung von Forschung und Entwicklung. Auch hier
liegt Frankreich noch immer hinter den Anstren-
gungen der führenden westlichen Industrieländer
zurück. 1987 lag der Anteil für Forschung und Ent-
wicklung am BSP bei 2,28 Prozent (Japan 2,7 Pro-
zent; USA 2,72 Prozent; Bundesrepublik 2,7 Pro-
zent). Der Anteil der von der Industrie finanzierten
Forschung betrug 68,4 Prozent (Japan 97,9 Pro-
zent; Bundesrepublik 84,2 Prozent; USA 65,6 Pro-
zent)25).

Schließlich öffnet sich, wie in den meisten westli-
chen Industrieländern, die Schere zwischen Unter-
nehmergewinnen und Masseneinkommen immer
mehr. Der Anteil der Einkommen aus Lohnarbeit
ging von 63,3 Prozent 1985 auf 60 Prozent 1988
zurück, während das Volkseinkommen gleichzeitig
kontinuierlich zunahm26). Der größte Teil der
Kaufkraftsteigerung der verfügbaren Einkommen
ging 1988 an die Unternehmer, die damit wesentlich
zu diesem Zuwachs beigetragen haben27). Damit
bleibt das Spannungsverhältnis zwischen der Not-
wendigkeit, die Wettbewerbsfähigkeit mit Hilfe ei-
ner angebotsorientierten Wirtschaftspolitik (Mo-
dernisierung) zu verbessern, und dem Versprechen,
zugleich für soziale Gerechtigkeit zu sorgen (natio-
nale Solidarität), die zentrale Herausforderung für
die Politik.

II. Wirtschafts- und Sozialpolitik
zwischen Modernisierung und Solidarität

1. Widersprüche der „gemischten Wirtschaft“

Bereits in seinem „Brief an alle Franzosen“ wäh-
rend des Präsidentschaftswahlkampfs gab Mitter-
rand die Parole aus: „Weder Nationalisierung noch
Privatisierung.“ Die Grenze zwischen öffentlichem

und privatem Sektor sollte stabilisiert bzw. einge-
froren werden. Es ging darum, die tumultuöse
Phase der Wirtschaftspolitik zwischen 1981 und
1988 abzuschließen und ihre Ergebnisse zu sanktio-
nieren. Die Kämpfe sollten abgeschlossen sein.

Allerdings stellt sich die Frage, ob damit alle Pro-
bleme gelöst sind, die sich zwangsläufig aus den
ungleichen Bedingungen ergeben, wie sie in beiden
Sektoren herrschen. Im öffentlichen Sektor braut
sich ein Widerspruch zusammen, der erst lang-
sam erkannt wird. Einerseits scheint der Staat
seine Rolle gegenüber den verstaatlichten Unter-
nehmen zu revidieren. Während sie früher als eine
Art Verfügungsmasse der Wirtschafts-, aber auch
der Sozialpolitik fungierten, als Speerspitze der
ökonomischen und sozialen Modernisierung, sieht
es nun so aus, als würde sich der Staat zurückneh-
men und sich mit der Aufgabe eines normalen Ak-



tionärs begnügen. Das bedeutet aber eine Ab-
schwächung der traditionellen Industriepolitik28),
die lange Zeit die Ambition verfolgte, den Prozeß
sektoraler Umstrukturierung durch gezielte Inter-
vention voranzutreiben. Mit der Zeit stellte sich
heraus, daß, wie der OECD-Bericht es formu-
liert29), „die mit der interventionistischen Politik
verbundenen wirtschaftlichen Nachteile und budge-
tären Belastungen die positiven Effekte . . . über-
wogen“. So kam es, daß das staatliche Engagement
zurückging (Verminderung der Subventionen und
des Volumens der Vorzugskredite). Im wesentli-
chen wird nur Forschung und Entwicklung steuer-
lich begünstigt. Zugleich wurden die öffentlichen
Unternehmen aufgefordert, nach privatkapitalisti-
schen Kriterien zu wirtschaften, also Profit zu ma-
eben.

Wird damit, andererseits, der öffentliche Sektor
nicht in eine schwierige Lage manövriert? Er leidet
an chronischer Unterfinanzierung, bleibt aber von
den Kapitalspritzen des Staates abhängig. Wie soll
er seine Kapitalbasis verbessern, um die Moder-
nisierung zu finanzieren? Natürlich ist der Staat
kein normaler Aktionär. Er zeigte sich erheblich
großzügiger, wenn er zwischen 1982 und 1988
den öffentlichen Unternehmen mehr als 100 Mrd.
Franc überwies, aber auch damit nur die gröb-
sten Löcher zu stopfen vermochte. Rocard hat
ihre Zulassung an der Börse, um sich privates Ka-
pital zu verschaffen, grundsätzlich ausgeschlossen.
Hinter diesem Widerspruch verbirgt sich ein zentra-
les Problem: Wie rechtfertigt sich der umfängliche
öffentliche Sektor, wenn sich die traditionellen
politischen, strategischen, ökonomischen und so-
zialpolitischen Begründungen langsam als obsolet
erweisen? Soll der öffentliche Sektor nur deshalb
nicht angetastet werden, um dem Staat ein gewisses
Eingriffspotential zu erhalten, etwa für den Fall
einer Krise? Wie sind die Vollendung des Binnen-
marktes und die zunehmende internationale Ver-
flechtung, die weitgehend vom privaten Kapital
gesteuert werden, mit dieser Form von „gemisch-
ter Wirtschaft“, die in einer historisch anderen
Situation entstanden ist, vereinbar? Erweist sich 
Mitterrands „weder . . . noch“ nicht in einem
Augenblick als Fessel, da immer lauter der Ruf
nach mehr Dynamik erschallt?

Jedenfalls scheint es. als entfalte der private Sektor
mehr Energien als der öffentliche, um sich auf die
europäische und die Weltmarktkonkurrenz einzu-
stellen. Hier läuft der Konzentrationsprozeß auf

vollen Touren30). Zusammenschlüsse, vor allem
aber Firmenaufkäufe, sei es durch französische Un-
ternehmen oder durch ausländische Konzerne, fül-
len die Nachrichten und liefern Schlagzeilen. Die
(relative) Gesundung der Unternehmensfinanzen,
die Deregulierung der Finanzmärkte sowie neue
Finanzierungstechniken erleichtern diesen Prozeß.
In den drei zentralen Industriesektoren (Zwischen-,
Ausrüstungs- und Konsumgüter) ist das ausländi-

sche Kapital (EG, Drittländer) bei Aufkäufen
schon heute überrepräsentiert. In letzter Zeit wird
die Öffnung für ausländische (inkl. japanische) Di-
rektinvestitionen sogar vom Staat beschleunigt,
wahrscheinlich, um der nach Öffnung der Grenzen
erwarteten massiven Penetration zuvorzukom-
men.
Eine Untersuchung31) hat ergeben, daß die Unter-
nehmen, die sich in der Gruppe der 300 Umsatz-
stärksten unterhalb der Spitzengruppe der
20 Größten befinden, im internationalen Vergleich
zu klein sind. Diese Gruppe erwirtschaftet immer-
hin 28 Prozent der industriellen Wertschöpfung in
Frankreich und leistet die Hälfte aller Exporte. Sie
hat einen großen Beitrag zum Wiedererstarken der
Industrie geleistet, erscheint nun aber im Vergleich
zu britischen und deutschen Unternehmen struktu-
rell zerbrechlich, weil unterdimensioniert und noch
immer zu hoch verschuldet. Um diese Gruppe stär-
ker am Internationalisierungs- und Konzentrations-
prozeß zu beteiligen, muß. wie bereits gefordert
wird, eine neue Partnerschaft mit dem Staat gefun-
den werden. Dahinter steht, wie anderswo auch,
der Versuch, innerhalb der eigenen Industrie „eu-
ropäische Leader“ zu schaffen. Geht das, indem
man sich auf die Marktkräfte verläßt? Wie dem
auch sei: In dem sich herauskristallisierenden
Wachstumsmodell der neunziger Jahre ist das Ver-
hältnis von Politik und Wirtschaft, von Staat und
Markt, von Akkumulation und Regulation weitge-
hend ungeklärt. Hat es die gemischte Wirtschaft ä la
Mitterrand in dieser Hinsicht leichter oder schwe-
rer? Sicher ist nur. daß die Stunde der Wahrheit
bald schlägt.

2. Vorrang der Stabilitätspolitik

Da der konjunkturelle Aufschwung offensichtlich
in erster Linie der Stabilitätspolitik zu danken ist.
kann es keinen Zweifel geben, daß diese fortgesetzt
werden muß. Für die OECD ist die wichtigste Be-
dingung für den weiteren Erfolg, daß das Reallohn-
wachstum unter der Produktivitätssteigerung
bleibt, weil es sich hier um den Eckpfeiler der struk-
turellen Anpassung handelt. Außerdem ist der
Kontext günstig, der Abbau des Haushaltsdefizits



und die reich fließenden Steuereinnahmen erwei-
tern den Handlungsspielraum des Staates. Dennoch
gibt es, was die konkrete Handhabung der Stabili-
tätspolitik betrifft, Konflikte — manchmal unter-
schwellig, manchmal offen. Sie treten immer dann
auf, wenn es um die fällige Erhöhung des garantier-
ten Mindestlohns (SMIC) geht. Die Fronten, die
entstehen, sind stets dieselben: Rocard will ihn (et-
was) kräftiger erhöhen als der Finanzminister Br-
govoy, den die Furcht vor der Inflation umtreibt.
Dem Premierminister liegt eine Geste am Herzen,
um die Ungleichheiten wenigstens ein wenig abzu-
mildem. Für Beregovoy handelt es sich um eine
gefährliche Versuchung zur „Laxheit“. Hier offen-
bart sich ein zweites Spannungsverhältnis, das im
gegenwärtigen Wachstumsmodell unvermeidlich
eingebaut ist: zwischen Stabilität und Solidarität.
Aber gegenüber den Forderungen der Beamten
und Angestellten, die schon auf dem Tisch liegen,
zeigt sich auch Rocard unnachgiebig. Hier wird es
wieder einen harten Kampf um Kompromisse ge-
ben.

Die Probleme häufen sich jedoch. Als Leitlinie gilt
weiter, daß der Anstieg der Staatsausgaben unter
der Zuwachsrate des Bruttoinlandsproduktes blei-
ben muß — ein Dogma jeder Stabilitätspolitik. An-
dererseits müssen die von Mitterrand als vorrangig
bezeichneten Bereiche Forschung und Entwick-
lung, Bildung, Beschäftigung und „nationale Soli-
darität“ finanziell besser ausgestattet werden, als es
im Haushalt 1989 der Fall war. Im Blick auf Europa
1993 muß die vergleichsweise hohe steuerliche Be-
lastung gesenkt werden (Verringerung der Mehr-
wertsteuersätze; weitere Erleichterung der Unter-
nehmensbesteuerung). Hinzu kommen dringend
nötige Maßnahmen, die das System der sozialen
Sicherheit ins Gleichgewicht bringen. Gleichzeitig
soll die Sanierung der öffentlichen Finanzen fortge-
schrieben werden.

Schließlich gibt es außenwirtschaftliche Zwänge.
Die Stabilität des Franc innerhalb des Europäischen
Währungssystems muß gewährleistet sein, wenn ab
dem 1. Juli 1990 der Kapitalverkehr in der Gemein-
schaft liberalisiert wird. Dazu gehört das Bemühen,
das Gefälle der kurzfristigen Zinsen gegenüber der
Bundesrepublik zu verringern. Aber diese Politik
wurde durchkreuzt durch Zinssteigerungen auf den
internationalen Finanzmärkten und einem wieder
einsetzenden Abwertungsdruck auf den Franc. Da-
mit wurden die Grenzen nationalstaatlicher Finanz-
und Währungspolitik schmerzhaft deutlich. Die
Stabilitätspolitik kann nur durchgehalten werden,
wenn die interne und die externe Dimension zur
Deckung gebracht werden.

3. Der „Plan 1989-1992“

Einen guten Einblick in die Vorstellungswelt von
Frankreichs modernistischen Sozialdemokraten

gibt der Entwurf des „X. Plans 1989—1992") .
Die „planification", Herzstück der Reformmaß-
nahmen nach
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dem Zweiten Weltkrieg, ist seit Ende
der siebziger Jahre sowohl von den konservativen
wie von den sozialistischen Regierungen vernach-
lässigt, nun aber — nach der dritten „alter-
nance“ — wieder zu neuem Leben erweckt worden.
Mit einem, wie es im Text heißt, „exzeptionellen
Verfahren“ (im Vergleich zur normalen Erstellung
eines Plans), wurde innerhalb kürzester Frist (drei
Monate) ein Entwurf vorgelegt, an dessen Ent-
stehung weder, wie vorgeschrieben, die Sozialpart-
ner noch die Ministerien mitgewirkt haben. Dafür
gewann der Text an Spontaneität und Klarheit der
Argumentation. Er gibt eindeutig die Intentionen
von Rocard wieder, der sich ein zusätzliches Regie-
rungsinstrument verschaffen wollte. Dieser Plan
verkörpert auch personell die Öffnung der Soziali-
sten zur Mitte, denn der für den Plan zuständige
Staatssekretär beim Premierminister, Lionel Stol-
ru, gehört zu jenen sechs Regierungsmitgliedern,
die aus dem Lager der Zentristen bzw. der UDF
(der Partei Giscard d’Estaings) stammen.

Der Plan versteht sich als Produkt einer „planifica-
tion stratgique", deren Ziel es ist, der Gesamtheit
der nationalen Politik in einer „immer ungewisse-
ren, komplexeren und interdependenteren Welt“ in
einem mittelfristigen Zeitraum dadurch Kohärenz
sowie Stoßkraft zu verleihen, daß einige wenige
Grundorientierungen definiert werden. Dazu ge-
hört in erster Linie die Vorbereitung auf die Voll-
endung des europäischen Binnenmarktes, woraus
sich die zeitliche Begrenzung dieses Plans versteht.
Heraus kommt eine Art Grundgesetz für die Ak-
tion einer Regierung der linken Mitte, die sich um
einen breiten gesellschaftlichen Konsens bemüht.
Der Plan will ausdrücklich die Wachstumsdynamik,
wie sie sich seit 1988 entfaltet hat, nutzen und sta-
bilisieren. Dabei treten die Umrisse einer „Politik
der dritten Art“ ) jenseits der traditionellen Rech-
ten wie Linken schärfer hervor, als es bislang der
Fall gewesen ist.
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Die Originalität des Plans besteht darin, für Frank-
reich eine Wachstumsstrategie zu konzipieren, die
sowohl die Realitäten der Weltwirtschaft wie die
Entwicklung zum einheitlichen westeuropäischen
Wirtschaftsraum berücksichtigt. Dabei ist das Be-
mühen unverkennbar, Grundlagen eines spezifisch
französischen Wachstumsmodells zu definieren und
dadurch zu bewahren, daß sie (so weit wie möglich)
durch den europäischen Binnenmarkt noch gestärkt
werden. Das ist deshalb erforderlich, weil die Be-
drohungen zunehmen. Sie erwachsen einmal aus*



den sich verschärfenden Instabilitäten der Welt-
wirtschaft. Damit wird die eigene, in ein interde-
pendentes System eingebettete Ökonomie ver-
wundbar. Die Autoren des Plans glauben nicht, daß
die Marktkräfte allein ein Gleichgewicht bewirken.
Sie fordern eine Verstärkung der internationalen
Kooperation, die aber voraussetzt, daß der Staat
die Fähigkeit zur Organisation des eigenen Wirt-
schaftsraums nicht verliert. Das gilt in ganz beson-
derer Weise für Frankreich: Eine Schwächung des
Staates würde das innergesellschaftliche Gleichge-
wicht verändern und die sozialen Ausgrenzungen
verschärfen. Hinzu kommt eine zweite Bedrohung,
dieses Mal von innen, nämlich durch den Anpas-
sungsrückstand, der mehr Geduld für langfristige
Reformvorhaben verlangt als anderswo. Mit diesen
beiden Bedrohungen kann — so die zentrale Aus-
sage — nur ein handlungsfähiger Staat fertig wer-
den.
Die Chancen für eine vom Staat nachhaltig geför-
derte Wachstumsstrategie sind besser als je zuvor.
Die Modernisierung macht Fortschritte. Entschei-
dend jedoch ist das Datum 1993. Es geht nicht so
sehr darum, Frankreich darauf vorzubereiten, als
vielmehr darum, diesen Termin zu nutzen, um das
Land grundsätzlich an die Gegebenheiten einer
neuen Welt anzupassen. Dabei hilft der Umstand,
daß sich Frankreich auf dem Weg zur Sammlung
der gesellschaftlichen Kräfte befindet. Realismus,
Pragmatismus, Kompetenz und Effizienz sind die
allgemein anerkannten Leitmotive. So kommt es,
daß die Gesellschaft „leichter zu regieren ist“. Es
gibt also Grund zum „räsonnierten Optimismus“.
Der Plan strebt einen Staat an, der vom „naiven
Liberalismus“ gleich weit entfernt ist wie vom „sy-
stematischen Interventionismus“, dem es also ge-
lingt, nach dem Abbau öffentlicher Kontrollen im
Verbund mit unabhängigeren Unternehmern neue
»Synergien" zu entfesseln. Markt und Plan sind
dabei insofern komplementär, als letzterer als In-
strument mittelfristiger struktureller Anpassung
dient.

Wie aber sieht das angestrebte Wachstumsmodell
aus? Absolute Priorität fällt der Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit zu. weil sie es ist, die die „soziale
Kohäsion“ bedroht. Dazu muß ein durchschnittli-
Ches jährliches Wachstum von mindestens 2—
2,5 Prozent erreicht werden. Ferner muß eine neue
Verteilung der Früchte dieses Wachstums erfolgen.
Nachdem zwischen 1973 und 1983 die Arbeitneh-
mer und zwischen 1983 und 1988 die Unternehmer
privilegiert waren, muß die Neuverteilung zwischen
1989 und 1992 zugunsten der Schaffung von Ar-
beitsplätzen stattfinden. Alle geben ihren Teil dazu:
die Arbeitnehmer durch bescheidene Lohnzu-
wächse, die Unternehmer durch Abzweigung eines
Teils der Investitionen, die Allgemeinheit durch
ohere Besteuerung des Reichtums. Zum anderen

soll das Wachstum so gestaltet werden, daß es rei-

cher an Beschäftigung ist durch verbesserte Ausbil-
dung, Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, Vermin-
derung der Arbeitskosten sowie Reorganisierung
der Arbeitsbedingungen und -Zeiten.

Kern der Strategie aber ist das. was der Plan ein
kompetitives Wachstum nennt. Hierunter fallen
alle angebotsorientierten Maßnahmen: Moderni-
sierung des Produktionsapparats, Rückgang der In-
flationsrate, hohes Niveau der Investitionen (ihr
Wachstum soll 1989—1992 doppelt so hoch ausfal-
len wie dasjenige der Wirtschaft insgesamt) und
Verstärkung der Exporte. Dem Staat fällt eine dop-
pelte Aufgabe zu: Sorge um die „soziale Kohäsion“
sowie Anpassung der Rahmenbedingungen, darun-
ter vor allem die Reform des Steuersystems, das mit
dem Binnenmarkt unvereinbar ist (Abbau der do-
minierenden indirekten Steuern, insbesondere der
Mehrwertsteuer und Schaffung einer europäischen
Quellensteuer34), nachdem diese gerade von der
Bundesregierung abgeschafft wurde!). Schließlich
muß Frankreich entscheidend an der Gestaltung
des „Europa von morgen“ mitwirken, um die in-
nere wie äußere Entwicklung möglichst optimal zu
synchronisieren. Die Schwerpunkte der Regie-
rungsaktion nach innen sind bekannt: Erziehung
und Ausbildung, Forschung und Wettbewerb, Soli-
darität.

Letztes Ziel aber ist die Entstehung eines „dekon-
zentrierten Staates in einer dezentralisierten Na-
tion“. um endlich die Kluft zwischen politischer und
ziviler Gesellschaft zu überwinden. Das Gutachten,
das der Wirtschafts- und Sozialrat, eine beratende
Instanz, zum Planentwurf erstellt hat35), kritisiert
eher prozedurale und formale Schwächen als die
Grundausrichtung der inhaltlichen Aussagen. Ins
Gewicht fällt allerdings der Vorwurf, daß der Ent-
wurf zu allgemein, zu programmatisch formuliert
ist, die Instrumente für die Umsetzung der Zielvor-
stellungen in konkrete Politik also nicht benannt
sind. Ist der Plan so etwas wie geronnene Ideologie,
der Versuch einer Reideologisierung der prakti-



sehen Politik als Ersatz für ein fehlendes Gesell-
schaftsprojekt? Man kann es so sehen. Bemerkens-
wert ist. daß, wie die Gewerkschaft Force Ouvriöre
zu Recht moniert, jeder Hinweis auf die Industrie-
politik fehlt. Verliert sie an Bedeutung, was ange-
sichts der vielen Fehlschläge auch kein Wunder
wäre? Mitterrand jedenfalls ist die Grundtendenz
des Plans zu liberal. Dient der Hinweis auf Europa
1993 vornehmlich als geheime Hintertür, durch die
neoliberale Ideen verstärkt in das sozialdemokra-
tisch-modernistische Projekt fließen? Ist Rocards
Plan ein Beleg für diese Tendenz?

4. Solidarität: Mythos oder Realität?

Was haben die vielen schönen Reden über die not-
wendige Stärkung der nationalen Solidarität in
Wirklichkeit erbracht? Wie ist es um die „soziale
Modernisierung“ bestellt? An Bemühungen hat es
nicht gefehlt. Am besten entspricht den Absichten
der dritten „alternance" das Gesetz über die Ein-
führung eines „Mindesteinkommens zur sozialen
Wiedereingliederung“ (revenu minimum d’inser-
tion, RMI), das wichtigste Mittel im Kampf gegen
die soziale Ausgrenzung, das mit Hilfe einer Zu-
satzsteuer auf Spitzeneinkommen finanziert wird.
Handelt es sich um eine Umverteilungsmaßnahme
traditionellen Stils? Die Belastung der Reichen hält
sich in Grenzen. Was aber die Nutznießer betrifft,
kann man dem Gesetz, das am 1. Dezember 1988 in 
Kraft trat, Originalität nicht absprechen. Es richtet
sich an alle, die über kein oder nur ein geringes
Einkommen verfügen und sich besonderen Schwie-
rigkeiten gegenüber sehen bei der Suche nach ei-
nem Arbeitsplatz (Dauerarbeitslose, Drogenab-
hängige usw.). In den Genuß eines Mindesteinkom-
mens können Franzosen (unter streng definierten
Bedingungen auch Ausländer) kommen, die älter
als 25 Jahre sind; Jüngere nur dann, wenn sie ein
oder mehrere Kinder zu versorgen haben. Die
Unterstützung beträgt pro Monat 2 000 Francs für
eine alleinstehende Person; für eine zweite Per-
son im Haushalt kommen 1 000 Francs hinzu, 600
für jede weitere Person. Die Gesamthöhe dieses
Einkommens muß aber unterhalb des garantierten
Mindestlohns (SMIC) bleiben, um die Arbei-
tenden nicht zu benachteiligen. Entscheidend ist,
daß sich der Unterstützte als Gegenleistung auf der
Grundlage eines Vertrages zu eigenen Aktivitäten
verpflichten muß, sei es Arbeit zu finden, sei es sich
weiterzubilden. Damit soll die Entwicklung zur
„sozialen Autonomie“ gefördert und die Entste-
hung einer Unterstützungsempfängermentalität
verhindert werden. Ob damit Erfolge zu verzeich-
nen sind, läßt sich noch nicht sagen. Bis zum
31. Mai dieses Jahres wurden 405 000 Anträge ein-
gereicht, davon 311 000 (77 Prozent) bewilligt. Es
geht also um beträchtliche Gruppen, denen zumin-
dest eine neue Perspektive eröffnet wird. Aber die

Frage muß gestellt werden, ob eine „soziale Be-
handlung“ genügt, um das Problem der grassieren-
den Ausgrenzung wirksam zu bekämpfen. Auf kei-
nen Fall ist das Gesetz geeignet, die Arbeitslosig-
keit zu reduzieren, es kann sie allenfalls etwas mil-
dern36).

Anders verhält es sich mit einer zweiten Maß-
nahme, die darauf abzielt, einen Ausbildungskre-
dit (erddit-formation) für diejenigen zu schaffen,
die die Schule ohne Abschluß verlassen haben.
Sie sollen eine zweite Chance erhalten und mit Hilfe
dieser finanziellen Unterstützung einen Schul-
abschluß erwerben37). Nach allgemeiner Meinung
ist dieser mutige Schritt der Regierung geeignet, die
Qualifizierungspolitik in Frankreich zu revolu-
tionieren.

Typisch für die Arbeitnehmerpolitik der dritten „al-
temance“ ist schließlich das Gesetz zur Neuord-
nung des Kündigungsverfahrens bei Entlassungen
aus ökonomischen Gründen. Diese Frage, bei der
es um die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes geht,
ist seit langem zwischen rechts und links umstrit-
ten ). Bis 1986 mußte praktisch bei allen Entlas-
sungen innerhalb von 30 Tagen um eine Erlaubnis
bei der Arbeitsmarktbehörde nachgesucht werden.
Unter der konservativen Regierung Chirac wurde
diese Regelung mit dem Argument aufgehoben,
daß sie Neueinstellungen behindere. Sofort stieg
die Zahl der Entlassenen ohne soziale Absicherung
(vor allen ältere Arbeitnehmer) an. Die Ne
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uformu-
lierung stellt in vielerlei Hinsicht ein arbeitsrechtli-
ches Novum dar. Zum ersten Mal wird der Begriff
„Entlassung aus ökonomischen Gründen“ rechtlich
definiert. Dies ist zugleich eine Absicherung des
ungerechtfertigt Entlassenen, denn die Beweislast
liegt nun beim Arbeitgeber. Außerdem muß die
Betriebsleitung in regelmäßigen Abständen Pläne
über mittelfristige Maßnahmen zur Arbeitskräfte-
anpassung vorlegen. Unternehmen mit mehr als
50 Arbeitnehmern müssen bei mehr als zehn Ent-
lassenen Sozialpläne ausarbeiten. Als Mindestmaß-
nahme wird allen Entlassenen ein Recht auf Um-
schulung zwecks Verbesserung ihrer Mobilität zu-
gebilligt. In dieser Hinsicht ist Frankreich erst da-
bei, das nachzuholen, was in der Bundesrepublik,
wenigstens zum Teil, an Schutzmaßnahmen bereits
besteht — ein weiterer Hinweis auf die „Normali-
sierung“. Dazu gehört auch, daß die Gestaltung der
Arbeitsbeziehungen immer mehr „von oben“
kommt und nicht Ergebnis sozialer Konflikte ist.



die ja überflüssig gemacht werden sollen. So ver-
wundert es nicht, wenn der Niedergang der Ge-
werkschaften weitergeht. Innerhalb von zehn Jah-
ren hat die kommunistisch orientierte CGT, die den

„Plan 1989—1992“ in Bausch und Bogen verworfen
hat, mehr als 55 Prozent ihrer Mitglieder verlo-
ren39). Der Organisationsgrad der Arbeitnehmer
im privaten Sektor liegt bei zehn Prozent.

39) Vgl. Le Monde vom 8. März 1989.
40) J.-B. de Foucauld, La fin du Social-Colbertisme, Paris
1988.

III. Das Ende des Sozial-Colbertismus

Unter diesem Titel erschien 1988, kurz vor der drit-
ten „alternance", ein Buch aus der Feder eines
(ehemaligen) Mitarbeiters und Bewunderers von
Jacques Delors — also eines Vertreters jener mo-
dernistischen Sozialdemokraten, die heute in
Frankreich das Sagen haben40). Alle Grundideen
des „Plans 1989—1992“ sind hier zu finden, manch-
mal in wörtlicher Wiederholung. Der Autor vertritt
die These, daß der „Sozial-Colbertismus“, die
„französische Form des Fordismus“, bereits im Ver-
lauf der siebziger Jahre in den Strudeln der Welt-
wirtschaftskrise Schiffbruch erlitten hat. Der „So-
zial-Colbertismus“ stelle eine Mischung aus vier
Elementen dar: die Autonomie des Sozialen, also
das Produzieren von Sozialleistungen unabhängig
von ökonomischen Ergebnissen; die massive Regu-
lation durch den Staat; ein niedriges Niveau der
„ökonomischen Kultur“; ein schwach entwickeltes
Unternehmertum, da es wirtschaften konnte, ohne
Sanktionen befürchten zu müssen. Ein solches Mo-
dell, in dem die Synthese zwischen dem Ökonomi-
schen und dem Sozialen einfach bzw. mechanisch
ist, könne nur in Zeiten bequemen Wachstums und
hoher Kapitalrentabilität funktionieren.
Diese Zeiten seien vorbei. Jetzt gehe es darum, die
Komplementarität des Ökonomischen und Sozialen
in einer langen, geduldigen Arbeit neu zu definie-
ren, mit anderen Worten: die Umrisse eines neuen
Wachstumsmodells zu fixieren. Für den Autor sind
die Grundlinien klar, sie umfassen eine Kombina-
tion aus Abbau der Inflationsrate und ökonomi-
scher Stimulierung — gewissermaßen eine Synthese

aus Friedman und Keynes, wie er es bezeichnet.
Ziel ist eine Gesellschaft, die mehr Wettbewerbsfä-
higkeit und zugleich mehr genossenschaftliches Zu-
sammenleben (convivialit) verwirklicht. Das ist in 
der Tat der Nenner, auf den sich die Wirtschafts-
und Sozialpolitik der dritten „alternance“ bringen
läßt: die Versöhnung des Ökonomischen mit dem
Sozialen, eine wahre Zauberformel.
Von diesem angestrebten Ideal eines Wachstums-
modells ist Frankreich weit entfernt. Wie sieht der
„dekonzentrierte Staat“, transparent und bürger-
freundlich, aus, wenn sich (wie gerade die Feierlich-
keiten zum 14. Juli gezeigt haben) die im Verfas-
sungssystem angelegte Tendenz zur „monarchi-
schen Republik“ weiter fortsetzt? Wie stellt sich das
Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft dar,
wenn die Herrschaftsachse Mitterrand -Rocard -
Sozialistische Partei im wesentlichen aus einer Exe-
kutive besteht, an deren Spitze zwei eigenwillige
Köpfe stehen, während die politische Gesellschaft
sich im Zustand der Atomisierung befindet und die
Liberalisierung der Kapitalkräfte ihren Lauf
nimmt? Ist die gegenwärtige, im „Plan 1989—1992“
konzentriert dargestellte Politik geeignet, die inter-
nen und externen Herausforderungen gleichzeitig
zu bewältigen und dabei noch die Gestaltung der
Zukunft Europas im Sinn der eigenen Interessen
nachhaltig zu beeinflussen? Wettbewerb und „con-
vivialit": eine wunderbare Perspektive. Aber von
der eigentlichen Herausforderung der neunziger
Jahre in Ost und West, der ökologischen Moderni-
sierung, ist nirgendwo die Rede. Auch der „Plan
1989—1992“ erwähnt sie mit keinem Wort. Zeigt
hier das neu entstehende Wachstumsmodell seine
Achillesferse, bevor es in die Phase der konkreten
Bewährung eintritt?



Friedrich von Krosigk

Französische Außenpolitik im Spannungsfeld von
Mondialismus und Europäischer Integration

Die jüngste Pressekonferenz des französischen
Staatspräsidenten am 18. Mai 1989 hat sich im Zei-
chen einer symbolträchtigen zeremoniellen Innova-
tion vollzogen. Der Empfangssaal im Elysee-Palast
war erstmals mit dem Duo von Trikolore und Eu-
ropa-Flagge geschmückt, und nicht zufällig be-
herrschten inhaltlich zwei große Themenkomplexe
die von Franfois Mitterrand in dieser Konferenz
präsentierten Visionen zur Außenpolitik Frank-
reichs: der Aufbau Europas und der Rang Frank-
reichs in der internationalen Machthierarchie. Drei
Jahre zuvor hatte Franfois Mitterrand in seinen
„Betrachtungen zur Außenpolitik Frankreichs“1)
ähnlich duale Gedanken zur Orientierung französi-
scher Außenpolitik vorgelegt. Auch hier standen
nationale Unabhängigkeit und europäische Mission
Frankreichs im Zentrum der Reflexion.

1)F. Mitterrand, Reflexions sur la politique extörieure de la
Erance, Paris 1986, S, 7—135. In der Einleitung heißt es auf
S 7: „La politique exterieure de la France s’ordonne autour
deduelques ides simples: l’independance nationale, l'qui-
libre des blocs militaires dans le monde. la construction de
I Europe ...“

Die Frage nach der Kompatibilität beider Ziele im
Rahmen der französischen Außenpolitik liegt auf
der Hand. Dies um so mehr als Frankreich sich
heute als führende Macht definiert im Streben nach
raschen Fortschritten der europäischen Integration
hin zur politischen Union. Wie aber ist das Drängen
nach beschleunigter Vollendung des europäischen
Binnenmarktes, nach Schaffung einer Wirtschafts-
and Währungsunion (die, so die Pläne der Delors-
Kommission, in naher Zukunft zur Errichtung einer
Europäischen Zentralbank führen soll), vereinbar
mit den Idealen nationaler Unabhängigkeit, wie sie
die Gedankenwelt des französischen Präsidenten
prägen? Nach den bekannten Kalkulationen, die
der Präsident der EG-Kommission, Jacques De-
lors, vor dem Europa-Parlament dargelegt hat,
müßten sich im Verlauf der nächsten zehn Jahre

80 Prozent der wirtschaftlichen und sozialen Ent-
scheidungskompetenzen der Nationalstaaten auf
Gemeinschaftsebene verlagern.

Die Ambivalenz französischer Außenpolitik ist
nicht nur ein semantisches Problem. Nationale Su-
perfestivals wie die jüngsten Feierlichkeiten zum
200. Jahrestag der französischen Revolution geben
zu denken und regen zu Fragen an — nicht nur nach
dem Entwicklungsstand einer europäisch-politi-
schen Kultur. Wie umfassend ist eigentlich das Eu-
ropa-Engagement Frankreichs? Wie tiefgreifend ist 
der Wandel, den heute Frankreich als „Motor der
Integration“ trägt? Die folgenden Ausführungen
sind ein Versuch, Antwort auf diese Fragen zu fin-
den (Fragen, die gewiß mit ähnlicher Dringlichkeit
auch an die Bundesrepublik zu richten wären).
Zwei Untersuchungsebenen bieten sich an: Die
eine bezieht sich auf das aktuelle Feld der Europa-
Politik Frankreichs. Welche Interessen tragen die-
ses prononcierte Europa-Engagement, und welche
Reichweite ist diesem zuzuschreiben? Die andere
Untersuchungsebene richtet sich auf das Kontrast-
spektrum der klassischen Bastionen nationaler Un-
abhängigkeit und der mondialen Mission Frank-
reichs: die Sicherheitspolitik und das Engagement
in der Dritten Welt. Es geht um das Aufzeigen von
Veränderungstendenzen, die als das Resultat eines
wachsenden Europa-Engagements — will es glaub-
haft sein — zwangsläufig auch hier zu Buche schla-
gen müßten. Die abschließenden auswertenden
Überlegungen knüpfen an die aktuelle Debatte um
die Harmonisierung von nationalen und europäi-
schen Interessen Frankreichs an.

I. Europäische Dimensionen der französischen Außenpolitik

Das Verhältnis zwischen nationaler und mondialer
sowie europäischer Mission Frankreichs hat im
Laufe der Entfaltung der Außenpolitik der V. Re-
publik unterschiedliche Akzente gewonnen. Für
de Gaulle hatte die nationale und mondiale Kom-
ponente eindeutig Vorrang vor der europäischen.

Europäische Kooperation war aus seiner Perspek-
tive eine fundamentale und notwendige Rahmenbe-
dingung französischer Außenpolitik; aber die Ein-
fügung Frankreichs in ein supranationales Arrange-
ment war für ihn wirklichkeitsfremd und inakzepta-
bel. „Gibt es denn ein Frankreich, ein Deutschland,
ein Italien, ein Holland, ein Belgien, ein Luxem-
burg, das bereit wäre, in einer bedeutsamen natio-
nalen oder internationalen Frage etwas zu akzeptie-
ren, was ihm schon deswegen schlecht erschiene,
weil es ihm von anderen befohlen wurde?“ fragte



de Gaulle in seiner Pressekonferenz vom 15. Mai
19622), um seine Präferenz für den von der Fou-
chet-Kommission vorgelegten Plan für ein koopera-
tives Europa der Staaten zu begründen. Und drei
Jahre später geißelte er mit noch heftigeren Worten
das „wirklichkeitsfremde Projekt“, Europa unter
das Regiment eines „technokratische(n) vater-
landslose(n) und niemand verantwortlichen Are-
opag“ zu stellen3).

2) Ch. de Gaulle. Memoiren der Hoffnung. Die Wiederge-
burt 1958-62, München 1971, S. 442.
3) Pressekonferenz vom 9. September 1965, abgedruckt in:
Europa-Archiv, 20 (1965), S. 490.
4) F. Mitterrand, Pressekonferenz vom 18. Mai 1989, abge-
druckt in: Presse- und Informationsamt der Französischen
Botschaft, Frankreich-Info vom 7. Juni 1989, S. 6. Zur
Übernahme des Begriffs „Rang“ vgl. das Kapitel „Der Rang“
in: Ch. de Gaulle, Memoiren. Das Heil (1944—1946), Düs-
seldorf 1961, S. 338 ff. Siehe auch die entsprechenden Aus-
führungen von G. d’Estaing in einer Pressekonferenz 1979:
„Frankreich hat sich in der Welt Gehör und Respekt ver-
schafft. Wir sind mittlerweile zur drittstärksten Militärmacht

der Welt geworden und für unsere Sicherheit allein verant-
wortlich. Unsere Energiepolitik garantiert uns Unabhängig-
keit und die Sicherstellung unserer Energieversorgung. Im
Westen wie im Osten wird Frankreich als eine unabhängig«
und verantwortungsbewußte Macht anerkannt. Aufgrund
unserer Festigkeit, aber auch unserer Fähigkeit zum Dialog,
haben wir entscheidend dazu beigetragen, den Frieden aut
rechtzuerhalten.“ (zitiert nach A. Grosser, Frankreich um
seine Außenpolitik — 1944 bis heute. München 1989. S. 318).
5) Vgl.J. Monnet, Erinnerungen eines Europäers, München
1978.
6) Vgl. A. Grosser (Anm. 4); W. Woyke, Frankreichs Au-
ßenpolitik von de Gaulle bis Mitterrand, Opladen 1981.

1, Entwicklungen nach de Gaulle

Pompidou und Giscard d’Estaing haben als Präsi-
denten die negativen Akzente der gaullistischen
Europa-Politik nicht wiederholt. Beide haben der
Entwicklung der EG wichtige neue Impulse verlie-
hen. Pompidou hatte in Den Haag (1969) den Weg
für den Beitritt Großbritanniens zur Europäischen
Gemeinschaft freigegeben und das (rasch geschei-
terte) Projekt der Wirtschafts- und Währungsunion
initiiert; Giscard d’Estaing konzipierte mit Helmut
Schmidt das Europäische Währungssystem. Den-
noch ist nicht zu übersehen, daß beide Präsidenten
einem pragmatischen kooperativen Europa den
Vorzug gaben und letztlich supranationale europäi-
sche Experimente, die den unabhängigen nationa-
len Handlungsspielraum französischer Außenpoli-
tik gravierend hätten einschränken können, ablehn-
ten. Projektionen über Frankreichs Stellung in der
internationalen Machthierarchie waren ihnen
ebenso geläufig wie Bekenntnisse zur europäischen
Solidarität. Eine Ambivalenz der Rhetorik, die üb-
rigens F. Mitterrand unbefangen von seinen Vor-
gängern übernommen hat, wie seine Erklärung
über Frankreichs internationale Spitzenstellung an-
deutet; sie greift in manchen Passagen fast wörtlich
aufzehn Jahre zuvor von Giscard d’Estaing verwen-
dete Formulierungen zurück, allerdings bereichert
um de Gaulles berühmte Kategorie des „Ranges“:
„Frankreich muß seinen Platz in der Welt behaup-
ten. Es nimmt unter den Nationen der Welt einen
hohen Rang ein. Es ist heute und war immer eines
der vier oder fünf ersten Länder weltweit, was wirt-
schaftliche Entwicklung . , . angeht. Es steht sicher
an vierter Stelle, was seine Exportfähigkeit angeht.
Es ist die dritte Militärmacht . . .")4

Unter den großen, in der Europa-Politik engagier-
ten Franzosen hat nur Jean Monnet der Europa-

Mission Frankreichs eindeutig Vorrang verliehen
und dem Kurs der Integration in die „Vereinigten
Staaten von Europa“ — zumindest in seinem frü-
hen Denken — klare Priorität zugeschrieben5). Be-
kanntlich hat de Gaulle Jean Monnet als „großen
Amerikaner“ deklassiert; auf Initiative Präsident
Mitterrands aber ist Jean Monnets Asche im No-
vember 1988 in das Pantheon in Paris überführt
worden, und das Jahr 1988 — in dem Jean Monnet
100 Jahre alt geworden wäre — wurde zum „Euro-
päischen Jahr Jean Monnets“ erklärt. Damit stellt
sich die Frage, inwieweit die gegenwärtige Wieder-
entdeckung des Vaters des Schumanplans und der
Supranationalität als mehr als ein lediglich symbo-
lischer Akt zu bewerten ist. Hat unter der Präsi-
dentschaft Francois Mitterrands die französische
Europa-Politik qualitativ neue Akzente gewon-
nen?
Beobachter der französischen Außenpolitik der
achtziger Jahre zeigen sich zumeist geneigt, die Eu-
ropa-Politik Frankreichs unter Mitterrand vor-
nehmlich unter dem Vorzeichen der Kontinuität
gegenüber der prägenden Tradition der Vorgänger
zu betrachten; Mitterrand wird zwar ein pragmati-
sches Interesse an europäischen Reformen (z. B.
im Bereich von Sozial-, Regional-, Agrar-, Techno-
logie- und Forschungspolitik) zugeschrieben, aber
kein Interesse an grundlegenden Veränderungen
des Systems der Gemeinschaft6). Doch wo wäre,
dieser Perspektive folgend, der jüngste französische
Einsatz für den Europäischen Binnenmarkt anzu-
siedeln?
Bekanntlich hat sich die Reformpolitik, die die So-
zialisten aus ihrer Oppositionszeit in die Regie-
rungsverantwortung zu transferieren suchten, be-
scheidener ausgenommen als mancher erwartet
hatte. Von der Sicherheitspolitik bis hin zur Ent-
wicklungspolitik hat sich im außenpolitischen Be-
reich sehr rasch ein starkes Element der Kontinuität
durchgesetzt; innenpolitisch haben hingegen die
unverminderten Strukturschwächen der französi-
schen Wirtschaft und ein dramatisch wachsendes
Handelsbilanzdefizit den linkskeynesianischen Re-
formansätzen der Sozialisten einen Strich durch die
Rechnung gemacht. Mitterrands Einschwenken auf
den konservativ-liberalen wirtschaftspolitischen
Kurs der europäischen Nachbarländer vollzog sich
im Schatten dieser Erfahrung.



Die dritte Abwertung des Franc seit Regierungs-
Übernahme der Sozialisten (1981) im Verbund des
Europäischen Währungssystems im März 1983 mar-
kierte die endgültige Wende der Reformexperi-
mente sozialistischer Konjunkturpolitik und ihre
Anpassung an den restriktiven Austeritätskurs der
Nachbarländer. Eine Wende, die jedoch nicht ohne
Konsequenzen für das europapolitische Engage-
ment Mitterrands bleiben konnte und somit nicht
ohne weiteres in die Kontinuitätsthese zur französi-
schen Außenpolitik einzufügen ist.

2. Die Wiederbelebung des Europa-Gedankens in
den achtziger Jahren

Sowohl in seinen „Betrachtungen“ über die franzö-
sische Außenpolitik von 1986 als auch im Rahmen
derjüngsten Pressekonferenz vom 18. Mai 1989 hat
es Franfois Mitterrand nicht versäumt, den bedeu-
tenden Anteil seiner Administration an der Wieder-
belebung der von Agrarüberschüssen, Haushalts-
querelen, Währungs- und Erweiterungsturbulenzen
krisenhaft gezeichneten EG hervorzuheben. Und in 
der Tat, die entscheidenden Initiativen zur Reform
der Europäischen Gemeinschaft in den Jahren
1984/85, die schließlich in der Einheitlichen Euro-
päischen Akte (1987) und dem Binnenmarkt-Pro-
jekt der Kommission Substanz gewannen, waren
mit getragen von starken französischen Bemühun-
gen unter der Doppelregie von Jacques Delors und
Franpois Mitterrand.

Mitterrand, der sich 1984, dem Jahr der Europa-
Wahl, auf dem Tiefstand seiner Popularität in 
Frankreich befand, hat auf dem Gipfel von Fon-
tainebleau im Juni 1984 entscheidende Initiativen
zur Weiterentwicklung der EG ergriffen. Die wich-
tigen Anstöße zur Lösung der Beitragsquerelen mit
Großbritannien, der Agrarmisere und der Pro-
bleme der Süderweiterung kamen damals von fran-
zösischer Seite. Und ein Jahr später, auf dem Mai-
länder Gipfeltreffen, war wiederum Frankreich ent-
scheidend beteiligt am Drängen auf Einsetzung ei-
ner Regierungskonferenz zur Änderung der Römi-
schen Verträge — eine Initiative, die schließlich
über das Luxemburger Gipfeltreffen (Dezember
1985) in die Reformen der Einheitlichen Europäi-
schen Akte führte: Frankreichs wichtiger Beitrag
zur Wiederbelebung (Relance) der EG in den acht-
ziger Jahren ist unbestreitbar7).

Die französischen Interessen, die diese Erneuerung
der achtziger Jahre getragen haben, sind vielschich-
tig. Sie beruhen nicht nur auf einem innen- und

wirtschaftspolitischen Kalkül: Werben um die poli-
tische Mitte Frankreichs, Verbesserung des ange-
schlagenen präsidialen Profils, Modernisierung der
Wirtschaft über das Projekt Binnenmarkt. Wer die
Ergebnisse der vom Commissariat Gnral du Plan
in Auftrag gegebenen Studie über „eine Europa-
Strategie Frankreichs in den 80er Jahren“8) über-
fliegt, stößt neben der Betonung der ökonomischen
und sozialen, technologischen und monetären Her-
ausforderungen (deren Bewältigung mit Hilfe
neuer europäischer Initiativen für Frankreich als
zwingend gesehen werden) insbesondere auf die
Sorge vor den „deutschen Ungewißheiten“ (incerti-
tudes allemandes), die den europäischen Reform-
willen auf französischer Seite beflügelt haben:
„deutsche Ungewißheiten“ im Hinblick auf die dro-
hende Gefahr des „Abdriftens“ der Bundesrepu-
blik aus der Europäischen Gemeinschaft aufgrund
wachsender neutralistischer und pazifistischer Ten-
denzen oder gar als Ergebnis einer Verlagerung
ökonomischer Interessen auf die weltweite
Ebene 9). Nicht zufällig hat Frankreich seine Bemü-
hungen um die Aktivierung der sicherheitspoliti-
schen Kooperation mit der Bundesregierung auf
der Basis des Elyse-Vertrages von 1963 parallel
zur Renaissance des Europa-Gedankens verstärkt.
Die Bildung des deutsch-französischen Sicherheits-
rates von 1983 ist ein zentraler institutioneller Aus-
gangspunkt in diesem Versuch.

Alles deutet darauf hin, daß Frankreich — anders
als beispielsweise Großbritannien, das seine Inter-
essen am Europäischen Binnenmarkt-Projekt im-
mer aus der Perspektive eines international erwei-
terten Deregulierungsprogramms definierte10) —
das Reformpaket von Einheitlicher Europäischer
Akte und Binnenmarkt im Sinne langfristiger inte-
grationspolitischer Kalkulationen forciert hat; das
Bemühen um eine Verknüpfung von Markt- und
Politikintegration ist fundamental eingeschrieben
in die Delors-Strategie zur Vollendung des Binnen-
marktes ebenso wie das Bemühen um den Stufen-
plan zur Realisierung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. Die Wiederentdeckung von Jean Mon-
net ) im heutigen Frankreich ist somit mehr als ein
zufälliger symbolischer Akt. Monnets

11

funktionaler
Integrationsansatz hat nicht nur den Schumanplan
und die von der Messina-Konferenz (1955) und vom



Spaak-Ausschuß ausgehende Wiederbelebung in
Richtung auf die Römischen Verträge inspiriert.
Auch die EG-Renaissance der achtziger Jahre ist 
vom Geist Jean Monnets entscheidend geprägt.

Über Sinnhaftigkeit und Erfolgschancen der noch-
maligen Auflage der technokratisch-ökonomisti-
schen Monnet-Strategie im Rahmen der Neubele-
bung der heutigen EG wird noch zu diskutieren sein
(siehe unten, Abschnitt IV); Monnet selbst hat ge-
gen Ende seines Lebens Zweifel an der ökonomisti-
schen Ausrichtung seiner funktionalen Strategie ge-
äußert: „Wenn ich noch einmal anfangen könnte.

würde ich bei der Kultur beginnen.“ ) Frankreich
hat jedoch auf der Basis des Binnenmarktproj

12

ektes 
ein europäisches Engagement akzeptiert, das nicht
ohne gravierende Rückwirkungen auf etablierte
gaullistische Positionen nationaler Unabhängigkeit
und mondialer Mission Frankreichs zu vertreten ist,
wenn es seriös sein soll. Insbesondere die Sicher-
heitspolitik als Bastion nationaler und globaler Pro-
jektionen Frankreichs müßte von diesem Wandel in
Mitleidenschaft gezogen werden. Sie bietet sich als
privilegiertes Medium der Kontrolle an, wenn es
darum geht, die Reichweite des gegenwärtigen Eu-
ropa-Engagements Frankreichs zu beurteilen.

II. Der französische Sicherheitskomplex

Francois Mitterrand hat die Verbindung zwischen
europäischer Solidarität und französischer Sicher-
heitspolitik im Rahmen seiner jüngsten Pressekon-
ferenz (18. Mai 1989) deutlich hervorgehoben, in-
dem er zwischen einem europäischen Sofortpro-
gramm in Einzelbereichen — Wirtschafts- und
Währungsunion, soziales und kulturelles Europa,
Umwelt, Europa der Bürger — und dem darauf
aufbauenden Weg zu „neuen politischen Realitä-
ten“ differenzierte, ein Weg, der „Konsequenzen
— davon kann man natürlicherweise ausgehen —
einer gemeinsamen Verteidigung“13) notwendig
impliziert. Gefragt, ob Frankreich nicht einen Bei-
trag zur Abrüstung leisten könne (z. B. durch Ver-
zicht auf umstrittene Rüstungsprogramme wie die
Atomversuche im Pazifik, Hades-Flugkörper, Neu-
tronenbombe und schließlich die neue Generation
strategischer U-Boote), verweist Mitterrand auf die
prinzipiell autonome Abschreckungsstrategie
Frankreichs14), für deren Glaubwürdigkeit diese
Programme unverzichtbar seien.

In den „Betrachtungen über die Außenpolitik
Frankreichs“ steht das Bekenntnis zur Einheit Eu-
ropas ähnlich unvermittelt neben beschwörenden
Worten zur nationalen Unabhängigkeit. Die fran-
zösischen Streitkräfte werden als „drittstärkste Mi-
litärmacht der Welt“ gefeiert, die in ihrer Rolle als
Garant der nationalen Unabhängigkeit Frankreich
die Möglichkeiten verschaffen müssen, „jederzeit
und an jedem Ort des Planeten vorgegebene Ziele
zu erreichen“ ). „Mein Land ist unabhängig. Seine
Abschreckungsstreitmacht untersteht ausschließ
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-
lich dem Befehl des Präsidenten der Republik“,
erklärte Mitterrand im September 1983 vor der

Vollversammlung der Vereinten Nationen16). Mit
fast denselben Worten hatte er wenige Monate zu-
vor das Prinzip der nationalen Unabhängigkeit
— „principe essentiel de notre souverainet" -
vor dem Bundestag verteidigt, einem Gremium, das
er im selben Atemzug auf neue europäische Initia-
tiven einzustimmen suchte17). Im sicherheitspoliti-
schen Bereich hat der französische Präsident den
Gaullismus unter Verweis auf das ererbte fait ac-
compli der Atomstreitmacht (Force de frappe) of-
fensichtlich unbefangen übernommen. Europäische
Solidaritätsbekenntnisse, insbesondere im Bereich
der Verteidigung, lassen sich aber mit dieser bislang
unwiderrufenen Grundposition nicht glaubhaft ver-
einbaren.

Dennoch, auch die französische Sicherheitspolitik
ist in den achtziger Jahren in Bewegung geraten und
hat die europäische — und deutsche — Ebene nicht
völlig übergangen. Doch wie tiefgreifend ist diese
Metamorphose verlaufen?

Technologischer und geostrategischer Wandel
ebenso wie ökonomische Zwänge haben schon in
den siebziger Jahren dazu beigetragen, die drei
Kernbereiche der gaullistischen Nuklearstrategie
— Beschränkung der Verteidigung auf das unbe-
rührbare Sanktuarium des nationalen Territoriums.
Abschreckung ohne Fixierung auf einen spezifi-
schen Gegner (d. h. Rundumverteidigung nach
dem Konzept von Ailleret), Eingrenzung der Ver-
teidigungsoptionen auf die massive Vergeltung -
aufzuweichen. Das Ideal der nationalen Unberühr-
barkeit und Handlungsfreiheit, das die Force de
frappe verkörpern und sichern sollte, wurde von
der wachsenden Einsicht in die Grenzen französi-
scher Zweitschlagskapazität (trotz Ausbaus der nu-



klearen strategischen Arsenale) zunehmend in
Frage gestellt ).18

Bereits unter Giscard d’Estaing erweiterte sich der
Operationshorizont der französischen Streitkräfte
auf Zonen von „vitalem Interesse“, ohne daß aller-
dings damit bindende Verpflichtungen gegenüber
der Bundesrepublik akzeptiert wurden. Die Ein-
führung taktischer Nuklearwaffen schuf, dem Vor-
bild der amerikanischen Strategie folgend, neue fle-
xible Reformen und Optionen der Verteidigung
und Vorwarnung. Schließlich konnte man auch
nicht umhin, eine Feindbildfixierung nach Osten
einzuleiten. Der sowjetische Einmarsch in die
Tschechoslowakei im August 1968 hatte den hierfür
notwendigen Anlaß geliefert.

Am Ende dieser Entwicklung steht nicht nur eine
erweiterte und auch kostspieligere Palette strategi-
scher und „prästrategischer“, d. h. taktischer
Atomwaffen unter französischer Kontrolle, son-
dern auch die jetzt auch von den Sozialisten geteilte
Einsicht, daß ohne massive amerikanische Nuklear-
garantie für Europa und ohne ein konventionell
abgesichertes deutsches Vorfeld die Force de
frappe als Mini-Abschreckungsmacht keine Glaub-
würdigkeit erlangen kann. Vor dem Hintergrund
dieser Erkenntnis, die zusätzlich durch die wach-
senden ökonomischen Kosten der nuklearen Mo-
dernisierungs- und Diversifizierungsprogramme ge-
fördert wurde, hat Frankreich unter Mitterrand den
ambivalenten Weg in eine atlantisch-europäische
Orientierung der Sicherheitspolitik eingeschlagen
- ein Weg, der aber die Grundprinzipien der auto-
nomen Abschreckungsstrategie und den mondialen
Anspruch französischer Sicherheitspolitik bislang
nicht in Frage gestellt hat. Die Kernelemente der
sicherheitspolitischen Programmatik sind unter
Mitterrand: Rückendeckung für die amerikanische
Nachrüstung in Westeuropa, symbolische kleine
Schritte zur bilateralen Kooperation auf konventio-
neller Ebene mit der Bundesrepublik — deutsch-
französischer Sicherheitsrat, gemeinsame Brigade,
schnelle Eingreiftruppe (FAR), gemeinsame Ma-
növer etc. —, Ablehnung einer dritten Null-Lösung
im Bereich nuklearer Gefechtsfeldwaffen und die
Weigerung, die eigenen atomaren Systeme in mög-
liche Abrüstungsvereinbarungen einzubringen. Da-
mit ist Frankreich in erster Linie auf die Konservie-
rung des Status quo in Europa orientiert, der ame-
rikanische nukleare Schutzschirm wird offensicht-

höher eingeschätzt als die eigene Feuer-
kraft»).

„Wir leben zur Stunde von Jalta. Diese Realität
diktiert uns die Hierarchie unserer Pflichten und
unserer Interessen“20), schreibt Francois Mitter-
rand 1986 im Schatten von Perestroika. Jalta, das ist 
das System der antagonistischen Supermächte, die
sich Europa aufgeteilt haben, ohne Frankreich dar-
über zu befragen — eine Welt, die aber zugleich die
ideale Konstellation bietet, in der sich ein auf die
Symbolik der Force de frappe gestütztes Frankreich
eine Nische der nationalen Unabhängigkeit und der
Mondialität erhalten kann.

Politik der Kooperation gestaltet sich aus dieser
Perspektive in erster Linie strukturkonservativ: ei-
nerseits bestimmt vom Primat der Einbindung der
Bundesrepublik, deren Abschirmung gegen neutra-
listische und pazifistische Tendenzen im Kontext
des atlantischen Bündnisses; andererseits getragen
vom Primat des Nationalen gegenüber dem euro-
päischen Handlungsrahmen. Daß der lang eta-
blierte nukleare Sicherheitskonsens Frankreichs
heute angesichts der Schwierigkeit, veraltete Be-
drohungsvisionen glaubhaft zu vermitteln, und
dank wachsender ökonomischer Lasten an Kohä-
sion eingebüßt hat, soll hier nicht ignoriert werden.
Grundsätzlich aber hat sich — vor allem auf der
Regierungsebene — der tiefverwurzelte „Maginot-
Komplex“21), aus dem die Force de frappe hervor-
gegangen ist, nicht aufgelöst. Der Dualismus von
nationaler Unabhängigkeit und europäischer Soli-
darität im sicherheitspolitischen Denken Mitter-
rands reflektiert das spannungsreiche Verhältnis hi-
storischer Erfahrung (von Waterloo bis zur Magi-
not-Linie) und struktureller Zwänge der Gegen-
wart — ein Spannungsverhältnis, das bislang nur
symbolisch durch ein Bekenntnis zur europäischen
Solidarität auflösbar erscheint.

Nationale Unabhängigkeit und mondiale Mission
Frankreichs haben in der Force de frappe ihre stärk-
ste Instrumentalität und Symbolik gefunden. Aber
nicht nur der sicherheitspolitische Bereich französi-
scher Außenpolitik bleibt vom Spannungsverhält-
nis zwischen dem Prinzip nationaler Unabhängig-
keit und wachsenden europäischen Solidaritätsan-
sprüchen gezeichnet. Frankreichs Sonderbeziehun-
gen zur Dritten Welt bieten eine weitere wichtige
Plattform dieser Ambivalenz.



III. Frankreichs Mission in der Dritten Welt

Wer von der Dritten Welt im französischen Kontext
spricht, muß zunächst differenzieren: zwischen
mondialen Ansprüchen, afrikanischer Realität und
schließlich direkten territorialen Herrschaftsan-
sprüchen, die Frankreich noch heute gegenüber sei-
nen überseeischen Departements und Territorien
erhebt, den Departements und Territoires d’Outre-
Mer (DOM-TOM). Auf der deklaratorischen
Ebene vertritt Frankreich traditionell universale
Ambitionen mit der Tendenz, weltweit als Anwalt
aller Unterdrückten zu fungieren.

Aufder realen politischen und ökonomischen sowie
militärischen Ebene dagegen sind es die ehemaligen
Kolonien in Schwarz-Afrika (Französisch Äquato-
rial- [AEF] und Französisch West-Afrika [AOF]),
die zusammen mit den DOM-TOM fast exklusiv
Frankreichs Engagement in der Dritten Welt absor-
bieren. Hier konzentriert sich auch der überwie-
gende Anteil französischer Entwicklungshilfe. Al-
lein 80 Prozent der Mittel für technische Zusam-
menarbeit (TZ) werden von den ehemaligen Kolo-
nien südlich der Sahara und im Maghreb absor-
biert22).

„Die über Jahrzehnte kaum veränderten Ziele der
französischen Kooperationspolitik (Solidarität mit
den ehemaligen Kolonialgebieten bzw. Bekenntnis
zum .afrikanischen Erbe', Verbreitung französi-
scher Sprache und Kultur, Sicherung militärischer
und wirtschaftlicher Interessen) haben das Profil
französischer Kooperationspolitik nachhaltig ge-
prägt: Der hohe TZ-Anteil ist zugleich Instrument
der Kulturpolitik und der Stabilisierung des Einflus-
ses Frankreichs in seiner ,chasse gardee' in
Afrika.“ )23

1. Die afrikanische Interessensphäre

Frankreich hat den Dekolonisierungsprozeß in
Afrika nicht verhindern können. Alle Versuche,
auch über transkontinentale Verfassungskonstruk-
tionen wie die Union Franaise von 1946 oder die
Communautö und Communaute Renove von 1958
und 1960 das Unabhängigkeitsstreben der afrikani-
schen Besitzungen integral oder auch assoziativ ab-
zufangen, waren vergebens. Zwischen 1956 und
1962 löste sich das afrikanische Kolonialreich auf
(nur die Komoren und Djibouti folgten erst 1975
bzw. 1976). Aber Frankreich hat es verstanden,
diese Verluste zu kompensieren mit dem Aufbau
einer klassischen Interessensphäre im Afrika süd-
lich der Sahara — einer Einflußzone, die heute
noch expansive Tendenzen aufzeigt, wie die Einbe-
ziehung der ehemaligen belgischen Kolonial-

(Zaire) und Mandatsgebiete (Ruanda und Burundi)
sowie die wachsenden Teilnehmerzahlen bei den
jährlichen franko-afrikanischen Gipfeltreffen an-
deuten.

Die Force de frappe ist das spatiale, Schwan-
Afrika das terrestrische, die DOM-TOM bilden das
maritime Standbein des französischen Mondialis-
mus. „Die afrikanische Dimension der Macht
Frankreichs war seit Ende des Zweiten Weltkriegs
und insbesondere seit der Entkolonisierung ent-
scheidend dafür, wie die französischen Präsidenten
den Standort ihres Landes in der Welt definiert
haben.“ )24

Die Politik der dritten Kraft, die in Europa zu for-
mieren Frankreich bislang versagt blieb, hat in der
afrikanischen Einflußsphäre ihre kompensatorische
Erfüllung gefunden, auch wenn die ökonomischen,
militärischen und logistischen Kapazitäten - der
militärische Einsatz im Rahmen des Shaba-Kon-
flikts (Zaire) 1978 Heß sich z. B. nur mit amerika-
nischer Transporthilfe realisieren — für diese Mis-
sion mehr als begrenzt geblieben sind. „Ohne
Afrika wird es im 21. Jahrhundert keine Geschichte
Frankreichs geben“, schrieb Mitterrand25) 1957,
damals in der Funktion als Minister für Überseefra-
gen. 25 Jahre später, als Präsident der französi-
schen Republik auf dem franko-afrikanischen Gip-
feltreffen von Kinshasa sprechend, modifizierte er
diese Worte, aber der Inhalt deutet in eine ähnliche
Richtung: „Die Zukunft Afrikas ist von vorrangiger
Bedeutung für die Sicherheit Frankreichs.“26)

Es gibt zahlreiche Bekenntnisse französischer Prä-
sidenten zur franko-afrikanischen Schicksalsge-
meinschaft, und Afrikapolitik ist ein besonderes
Profilierungsfeld französischer Führung von de
Gaulle bis Mitterrand geblieben. Im Hintergrund
des französischen Afrikakomplexes stehen vielfäl-
tige Erfahrungen und Interessen. Nicht nur die ko-
loniale Mission, auch die Erschütterungen zweier
Weltkriege haben Frankreich mii Afrika aufs eng-
ste verbunden: Zunächst — im Ersten Weltkrieg -
war Afrika funktional für Frankreich als großes
Reservoir von Rohstoffen und vor allem von Men-
schen (275 000 Afrikaner kämpften zwischen 1914
und 1918 auf französischer, 372 000 auf britischer
Seite)27); später — im Zweiten Weltkrieg — ge-
wann die Bedeutung des Schwarzen Kontinents als



strategische Rückzugsbasis Übergewicht (nur noch
80 000 Afrikaner kämpften im Zweiten Weltkrieg
auf französischer Seite). Die Schlacht um das fran-
zösische Kernland ging verloren, aber Afrika blieb
strategische Reserve und Rückzugsbasis der Resi-
stance. Brazzaville avancierte zur Hauptstadt des
„freien Frankreich“, de Gaulle konnte von hier am
27. Oktober 1940 seinen „Conseil de Defense de
I’Empire" kreieren. Leclerc, mit seinen Reserven
aus dem Tschad anrückend, wurde zum Helden der
Befreiung Frankreichs.

„Ohne sein Empire wäre Frankreich heute nur ein
befreites Land. Dank seines Empire ist Frankreich
eine Siegermacht“, erklärte Gaston Monerville am
25. Mai 1945 vor der Assemblee Consultative28).
Frankreich konnte zwar in Jalta übergangen wer-
den, die „Teilung der Welt“ aber galt nicht für
Afrika. Hier blieb Frankreich Sieger und Herr und
übernahm die mondiale Rolle einer „Dritten
Kraft“.

Das französische Selbstverständnis in Afrika — das
bestätigt die oben zitierte Perspektive Mitterrands
zum Sicherheitsinteresse Frankreichs in Schwarz-
Afrika — bleibt fundamental geprägt von der geo-
strategischen Optik des Zweiten Weltkrieges; eine
Vision, nach der Afrika, begünstigt und nach Nor-
den abgesichert durch den doppelten „Panzergra-
ben“ von Mittelmeer und Sahara, in erster Linie als
Rückzugsbasis und strategisches Reservat für
den Gegenschlag im Ringen um die Vorherrschaft
auf dem euro-asiatischen Kontinent ins Spiel
kommt29). Allerdings heute mit dem Unterschied,
daß inzwischen die Sowjetunion die Rolle des po-
tentiellen Aggressors und damit des Katalysators
französischer Mission auch im afrikanischen Kon-
text übernommen hat.

So hat sich im Ringen um die globalstrategische
Reserve Afrikas die französische Entwicklungspoli-
tik der post-kolonialen Ära aufs engste verzahnt mit
dem Aufbau eines von den Kapverden bis hin zu
den Komoren, von Dakar (Senegal) über Port
Bouet (Elfenbeinküste) und Libreville (Gabun) bis
hin nach Djibouti reichenden Netzwerks von mili-
tärischen Stützpunkten, Kooperationsverträgen,
Ausrüstungs- und Ausbildungsprogrammen (Mili-
tärberater), die Frankreich, flankiert von seiner
schnellen Eingreiftruppe FAR (Force d’action ra-
pide) zum unbestrittenen „Gendarm Afrikas“ ha-
ben werden lassen30).

Uber Nutzen und Effizienz der zahlreichen militä-
rischen Interventionen — über 22 im Verlauf der

vergangenen 25 Jahre —, denen schließlich auch
der von Giscard d’Estaing mitgekrönte Kaiser Bo-
cassa (Zentralafrika) zum Opfer fiel, ist viel ge-
schrieben worden. Daß eine eigenständige Ent-
wicklung im frankophonen Afrika unter den Bedin-
gungen der Dauerpräsenz des französischen Gen-
darmes (und seiner Rüstungslieferungen) sowie der
engen monetären Einbindung über die Communau-
te Financire d'Afrique (CFA) problematisch ist,
liegt auf der Hand. Andererseits wird betont, daß
Frankreich als Gegenmacht der Sowjetunion und
Kubas sowie als Ordnungsfaktor im turbulenten
Afrika nützliche Dienste leistet. Ökonomischen
Nutzen kann Frankreich in nur noch sehr begrenz-
tem Maße aus seinen ehemaligen afrikanischen Ko-
lonien ziehen. Obgleich Frankreich strategisch
wichtige Rohstoffe aus dem frankophonen Afrika
bezieht (vor allem Uran aus Niger und Gabun, Erd-
öl aus Gabun und Kongo-Brazzaville), beschränkt
sich der Außenhandel mit diesen Ländern auf einen
sehr bescheidenen, in der Tendenz sinkenden Um-
fang; dies gilt auch für Schwarz-Afrika als Abneh-
mer französischer Rüstungsexporte ).31

Grundsätzlich aber bleibt die Ambivalenz einer
Mission, die sich prinzipiell in einem strikt nationa-
len Handlungsrahmen vollzieht, obgleich Afrika
schon frühzeitig in die Römischen Verträge einge-
schrieben wurde (vgl. Präambel und Artikel 131—
136) und gegenwärtig über die Lome-Konvention
im Zentrum der europäischen multilateralen Ent-
wicklungshilfe steht. Es gibt heute viele französi-
sche Europa-Initiativen; sie reichen von der Tech-
nologiegemeinschaft bis zur Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. Eine Initiative Frankreichs zur Ent-
wicklung einer gemeinsam konzipierten europäi-
schen Strategie für Afrika, die den globalen Reali-
täten der Post-Jalta-Epoche Rechnung tragen
könnte, ist ebenso schwer denkbar wie die „Euro-
päisierung“ der Force de frappe.

2. Das „Konfetti des Empire“32)

Frankreichs Schicksal als globaler Akteur steht und
fällt mit Afrika und der Force de frappe; nicht uner-
heblich ist allerdings der Beitrag, den die überseei-



sehen Gebiete (DOM-TOM) zur Sicherung der In-
frastruktur dieses Mondialismus leisten. Sie bilden
die zweite Dimension der Dritten Welt, mit der das
französische Kernland aufs engste verbunden
ist33).
Als eigenständige Größe, ob in wirtschaftlicher
oder demographischer Hinsicht, spielen die meisten
dieser zahlreichen, über den Indischen Ozean (Re-
union, Mayotte, die Karibik (Martinique, Guade-
loupe, Französisch Guayana), den Atlantik
(St. Pierre-et-Miquelon vor der Küste Kanadas)
und den Südpazifik (Französisch Polynesien, Neu-
kaledonien, Wallis und Futuna) verstreuten Besit-
zungen eine geringe Rolle; nur Neukaledonien mit
seinen beachtlichen Nickelvorkommen durchbricht
das Maß der Marginalität. Die DOM-TOM stellen
mit rund 1,7 Millionen Einwohnern nur drei
Prozent der Gesamtbevölkerung Frankreichs,
absorbieren aber nach den Statistiken der OECD
jährlich etwa 25 bis 30 Prozent der französischen
Entwicklungshilfe an die Dritte Welt. Klammert
man die Landmasse der unbewohnten „Terres
australes et antarctiques“ (439 603 qkm) aus, so
bedecken die DOM-TOM eine Fläche von rund
120 000 qkm (das französische Kemland ist
547 026 qkm groß).
Ein Konfetti insularer Relikte aus kolonialer Epo-
che zu besitzen, ist nicht nur ein französisches Pri-
vileg. Insbesondere Großbritannien — wie der
Falkland-Krieg zeigte —, aber auch die Nieder-
lande, Portugal, Spanien, die USA, Australien und
Neuseeland verfügen über insulare Restbestände
kolonialer Provenienz, manche von ihnen, wie etwa
Pitcairn unter britischer Schirmherrschaft im östli-
chen Pazifik mit seinen 72 Einwohnern, sind zu
klein, um vom Dekolonisierungsprozeß erfaßt zu
werden. Die Sonderheiten der französischen Ver-
bindung mit den DOM-TOM liegen auf anderer
Ebene:

— Die meisten dieser Besitzungen sind mit Frank-
reich bereits über einen langen Zeitraum sehr eng
verbunden. Sie gehören in die Kategorie der alten
Kolonien, die, wie Reunion oder die karibischen
Zuckerinseln, noch aus der Zeit des ersten Empire
stammen. Nur die pazifischen Inseln sind Erwer-
bungen des 19. Jahrhunderts, also dem zweiten
Empire zuzuordnen34).
— Frankreich hat diese über drei Ozeane verstreu-
ten Besitzungen gemäß seiner kolonialen Tradition
(unmittelbare Herrschaftsausübung, Assimilation)

noch heute aufs engste administrativ, aber auch
ökonomisch, militärisch und audio-visuell in die
Metropole eingebunden. Die DOM-TOM sind par-
lamentarisch in Paris vertreten, die Übersee-De-
partements verfügen sogar über Repräsentanten im
Straßburger Europa-Parlament.

— Schließlich nehmen die DOM-TOM eine emi-
nent wichtige strategische Bedeutung für Frank-
reich ein. Zum ersten bilden sie die Infrastruktur
der Force de frappe: Französisch Polynesien bietet
das maritime Testgelände der französischen Atom-
waffen (Tuamotu Atoll), Kourou (Französisch
Guayana) fungiert als französisches — und zuneh-
mend europäisches — Raumfahrtzentrum, in dem
die Trägersysteme der Force de frappe erprobt wer-
den. Zum zweiten bilden die maritimen Stütz-
punkte gleichsam unversenkbare Flugzeugträger,
über die sich Frankreich als weltweit operierende
Militärmacht definiert: „Frankreich ist noch immer
eine Großmacht, dank Kourou ist es eine Welt-
raummacht (puissance spatiale) und dank Mururoa
eine Nuklearmacht. Es verfügt zudem mittels seiner
überseeischen Gebiete über die drittgrößte mari-
time Zone der Welt.“ )35

Letzterer Aspekt der maritimen Bedeutung der
DOM-TOM hat im vergangenen Jahrzehnt zuneh-
mende Beachtung gefunden. Durch die Erweite-
rung der Meereswirtschaftszonen auf 200 Seemei-
len ist Frankreich in der Tat zu einer maritimen
Großmacht avanciert, mit einer Verfügungsgewalt
über ozeanische Flächen, die an Umfang
(11 Mio. km2) dem zweiten Empire gleichkom-
men. Zwar haben die Pläne zur Ausbeutung dieser
Ressourcen noch kein konkretes Stadium erreicht,
der Glaube an die zukünftigen wirtschaftlichen
Möglichkeiten ist dagegen ungebrochen und ver-
stärkt den Willen zum bedingungslosen Festhalten
an diesen überseeischen Besitzungen. Francois
Doumenge, der gegenwärtige Präsident der pre-
stigeträchtigen „Organisation de Recherche sur les
Territoires d’Outre-Mer“ (O.R.S.T.O.M.) hat das
folgendermaßen begründet: „Dank des neuen See-
rechts besitzt Frankreich die drittgrößte Meeres-
wirtschaftszone (EEZ) der Welt, vor den USA und
der UdSSR. Wenn wir diese aufgeben, würde
Frankreich damit sein Entre in das nächste Jahr-
tausend verspielen.“36)

Vieles deutet darauf hin, daß Frankreich nicht ge-
neigt ist, seine Schicksalsgemeinschaft mit den
überseeischen Besitzungen (ähnlich wie mit Afrika)
zukünftig zu modifizieren bzw. zu lockern. Zu sehr
sind sie Bestandteil und Grundlage eines noch ak-
zeptierten mondialen Selbstverständnisses und ei-
ner mondialen Mission geworden, die allerdings



wenig Konvergenz zeigt mit den gleichzeitig ver-
folgten Ansprüchen und Erwartungen auf europäi-
scher Ebene. Gewiß, ökonomische Zwänge führen
Frankreich auch im Bereich der DOM-TOM zur
Öffnung gegenüber Europa. Die Subventionierung
dieser zahlreichen abgelegenen und weitverstreu-
ten Inseln, deren eigenständige ökonomische Ent-
wicklung aufgrund ihrer Funktionalisierung im
Kontext der französischen Globalstrategie und
zentralistischer administrativer Eingriffe zerstört
wurde und die alle mit hoher Arbeitslosigkeit — sie
liegt in der Regel auf doppeltem Niveau des Kern-
landes, auf Rdunion liegt sie sogar bei 32 Prozent —
belastet sind, ist kostspielig. Die DOM-TOM bil-
den eine eigene Kategorie der Dritten Welt; sie sind
hochsubventionierte Entwicklungsgesellschaften,
die auf einem artifiziellen Niveau der Wohlfahrt
gehalten werden, das in der Regel bei etwa
1000 US $ pro Kopf im Jahr liegt37).

Eine europäische Lastenumverteilung hat diese Ko-
sten bislang nur begrenzt dämpfen können. Die
Übersee-Territoren sind in das Lom-Abkommen
einbezogen; die Übersee-Ddpartements profitieren
von den Strukturfonds der EG wie jede andere
strukturschwache Region der Gemeinschaft. Aber
neue Initiativen zur Vertiefung des finanziellen En-
gagements der Gemeinschaft sind in Vorbereitung.
Die Kommission hat inzwischen den Entwurf eines
besonderen „Programm(es) zur Lösung der spezifi-
schen auf die Abgelegenheit und Insellage der fran-
zösischen überseeischen Departements zurückzu-
führenden Probleme“ (POSEIDOM) vorge-
legt «).38

Frankreichs Privileg, über enge Beziehungen zur
Dritten Welt zu verfügen, ist somit eine ambiva-
lente Segnung. Die mondiale maritime Infrastruk-
tur, die die DOM-TOM bieten, zwingt zum globa-
len militärischen Engagement über die Force de
frappe hinaus. Um als Weltmacht glaubwürdig und
operationabel zu sein, muß Frankreich seine weit-
gestreute Interessensphäre auch konventionell ver-
teidigen können. Europa wird aus dieser Perspek-
tive zu einem Szenario neben anderen.

Nicht unerhebliche Teile der französischen Streit-
kräfte müssen die vielfältigen überseeischen Ver-
pflichtungen zwischen Neukaledonien im Südpazi-
fik (18 000 km von Paris) und Reunion, im Indi-
schen Ozean (9 300 km von Paris) gelegen, absi-
chern. Die Anfang der achtziger Jahre gebildete
schnelle Eingreiftruppe FAR von derzeit 47 000
Mann ist nicht nur für den Überraschungseinsatz an
der Elbe, sondern auch in Übersee ausgebildet; das
gilt insbesondere für die in Südfrankreich und auf
Korsika stationierten Einheiten. Das DOM-TOM-
Szenario, zusammen mit der afrikanischen Interes-
sensphäre, zwingt zur breiten Streuung und hoch-
gradigen Diversifizierung von Streitkräften — eine
Anforderung, die für eine Mittelmacht wie Frank-
reich, die zugleich ein wachsendes Arsenal von stra-
tegischen und prästrategischen Waffensystemen
unterhält, nicht unproblematisch ist.

Aufgrund ihrer Einbindung in ein globalstrategi-
sches Konzept werden die DOM-TOM zu unver-
zichtbaren Bausteinen der „unteilbaren Nation“;
sie besitzen eine Funktionalität, die unvereinbar ist 
mit langanstehenden Dekolonisierungsforderun-
gen, wie sie z. B. gegenwärtig auf Neukaledonien
artikuliert werden. Insbesondere konservative
Kreise in Frankreich reagieren sensibel auf die Se-
parationsbestrebungen der Kanaken. Der Domino-
Theorie folgend, wird eine kontinuierliche Auflö-
sung der überseeischen Dependenzen, die auch vor
Korsika nicht halt machen würde, als Schreckensvi-
sion an die Wand gemalt ) . Frankreichs notorische
Schwierigkeiten, mit dem Phänomen der Dekoloni-
sierung umzugehen

39

40) — die Loslösung von Indo-
china und Algerien vollzog sich in einem zehnjähri-
gen Krieg —, birgt in sich ein nicht zu unterschät-
zendes Konfliktpotential für die Zukunft, das die
europäische Handlungsebene nicht unberührt las-
sen kann. Sowohl im Südpazifik als auch im Indi-
schen Ozean hat Frankreich, wie schon seit länge-
rem in Afrika, die expansive Mission einer regiona-
len Ordnungs- und Interventionsmacht übernom-
men; Verpflichtungen, die nicht ohne weiteres mit
einer vertieften europäischen Integration zu verein-
baren sind.



IV. Die große Illusion?

Die Fluchtlinien des französischen Mondialismus
ließen sich weiterzeichnen, die „Frankophonie“41)
als wichtigste institutioneile Plattform der mondia-
len kulturellen Mission Frankreichs sollte in diesem
Zusammenhang nicht übersehen werden. Kultur
und Sprache haben eine lange Tradition der Instru-
mentalisierung im Ringen Frankreichs um Einfluß-
sphären, und Schwarz-Afrika ist besonders gezeich-
net vom Ehrgeiz französischer Assimilationsversu-
che, während Kanada die Frankophonie nutzbar
macht, um Identität und Eigenständigkeit gegen-
über dem mächtigen Nachbarn im Süden zu akzen-
tuieren.

Daß mondiale Mission und nationale Unabhängig-
keit im heutigen Frankreich mehr als nur ein rheto-
risches, für Wahlkampfveranstaltungen und Presse-
konferenzen genutztes Instrumentarium darstellen,
haben die vorausgegangenen Betrachtungen ver-
deutlicht. Es gibt nicht nur psychologische Pro-
bleme im Umgang mit der Maginot-Erfahrung, son-
dern auch strukturelle Zwänge, die an Europa vor-
beiführen: vermittelt über einen lang etablierten
sicherheitspolitischen Konsens und eingeschrieben
in das Netzwerk eines spatialen (Force de frappe),
maritimen (DOM-TOM), terrestrischen (Afrika)
und kulturellen (Frankophonie) Mondialismus.

Allerdings haben Enthüllungen der jüngsten Ver-
gangenheit nicht unerheblich dazu bigetragen, ei-
nige Mythen zu zerschlagen, die das französische
Projekt der Unabhängigkeit und Mondialität getra-
gen haben. Das Prinzip der „independance“ im nu-
klearen Bereich war offensichtlich für Frankreich
nur realisierbar im Rahmen einer engeren und sorg-
sam verdeckten nuklearen Kooperation mit den
USA. Wie Ullmann ) aufzeigt, haben die USA seit
15 Jahren erhebliche technische Hilfe geleistet, um
die Modernisierung und Diversifizierung der Force
de frappe in für Frankreich tragbaren Kosten zu
ermöglichen. Frankreichs erstaunliche Bereitschaft
zur Kooperation mit den Vereinigten Staaten — am
Persischen Golf, in Djibouti durch die Beibehaltung
französischer Truppen nach amerikanischen Vor-
stellungen sowie im Rahmen der Unterstützung des
Nato

42

-Doppelbeschlusses — erscheint damit in ei-
nem neuen Licht. Man kann von einer großen Illu-
sion der eigenständigen Sicherheit und Unabhän-
gigkeit sprechen, aber auch von Problemen der eu-
ropäischen Solidarität und des Vertrauens: „Frank-
reichs Verbündete haben allen Grund, sich die
Frage nach der Festigkeit und Dauerhaftigkeit mili-
tärischer Verbindungen zu einer Regierung zu stel-
len, die nicht das Selbstvertrauen besitzt, deren

ganzen Umfang ihrer eigenen Öffentlichkeit mitzu-
teilen.“ )

Gewichtiger aber erscheint das Problem der „Illu-
sionen“ auf einer zweiten, spezifisch europäischen
Ebene, die Alain Mine44) in seiner Streitschrift „La
Grande Illusion“ angesprochen hat; mit ihr erfolgt
die abschließende Frage nach der möglichen Ver-
söhnung der dualen Komposition französischer Au-
ßenpolitik im Spannungsfeld von mondialer Mis-
sion und europäischer Solidarität. Bietet nicht das
Projekt „Vollendung des Europäischen Binnen-
marktes“ eine auf die Zukunft projezierte Vermitt-
lung zwischen beiden Polen? Liefert doch der
Glaube an den Binnenmarkt und die Dynamik sei-
ner politischen Nebeneffekte eine attraktive (Zau-
ber)-Formel, nicht nur für die Einbindung der
„deutschen Ungewißheiten“, sondern zugleich
auch für die Befriedung nationaler Ambitionen
— die Modernisierung der französischen Indu-
strie — bei gleichzeitiger Fixierung auf eine unver-
bindliche Zukunftsvision: die europäische Union.
Birgt nicht der von Monnet geprägte funktionale
Integrationsansatz, der im Binnenmarktprojekt ge-
genwärtig seine Renaissance feiert, eine — wenn
auch ungewollte — Strategie der Selbsttäu-
schung?

„La Grande Illusion“ erscheint in deutscher Über-
setzung unter dem Titel „Die deutsche Herausfor-
derung“. womit natürlich gewichtige Akzente die-
ses Buches verschoben werden. Gerade in der Aus-
einandersetzung mit dem deutschen Phänomen
zeigt Mine erhebliche Schwächen bzw. Befangen-
heit in spezifisch französischen Klischees über den
östlichen Nachbarn. „Drang nach Osten“, „Anstieg
des Neutralismus“, „Rückkehr des Mitteleuropa-
Konzeptes“ — das Gespenst von Rapallo schwebt
über allem, was nicht nur bedeutet, daß die gegen-
wärtigen deutschen Kapazitäten überschätzt wer-
den, sondern daß Mine über eine äußerst statische
— vermutlich von D. Calleo45) inspirierte — Vi-
sion internationaler Beziehungen verfügt, eine
Sicht, die die strukturellen Veränderungen der
Post-Jalta-Ära und insbesondere den Wandel in
Osteuropa nicht zur Kenntnis nehmen kann. Mit
einem Osthandel, der in der Regel fünf Prozent des
gesamtdeutschen Außenhandels nicht überschrei-
tet, relativiert sich zwangsläufig der deutsche
„Drang nach Osten“. Die deutsche Einbindung in
die westliche Welt, ökonomisch wie sicherheitspoli-
tisch und kulturell, ist — wie im Falle Frank-



reichs - ein fait accompli. Bleibt die Frage, wie
diese Einbindung politisch überbaut wird.
Alain Mine bietet ansonsten gute Argumente, um
die Wiederbelebung des Europa-Gedankens in den
achtziger Jahren — damit ist in erster Linie die
gegenwärtige Binnenmarktstrategie, die Frank-
reichwesentlich mitgetragen hat, gemeint — als il-
lusionär zu betrachten:

- Illusion im Hinblick auf die Methode: das „mar-
xistische Paradox“ — ein ökonomistisch technokra-
tischer Glaube an die Macht des Marktes im Dienst
politischer Zielsetzungen.
- Illusion auch im Hinblick auf die zu erwartenden
Ergebnisse: Mines Stichwort ist hier das „Trauma
der Konkurrenz“, der „Darwinsche Alptraum“, das
brutale Erwachen in einem von Umwälzungen zer-
rissenen und polarisierten Europa, in dem die
Deutschen dominieren werden, weil sie am besten
auferweiterte Konkurrenzbedingungen vorbereitet
sind.

- Illusion schließlich im Hinblick auf die erwarte-
ten politischen Nebeneffekte des Binnenmarkts;
damit kommt die von Mine aufgezeigte Unterschät-
zung existenter Hemmnisse, insbesondere das Feh-
len einer europäischen „civil society“ und einer ei-
genständigen europäischen Kultur ins Spiel.
Wer „La Grande Illusion“ gelesen hat, muß der
gegenwärtigen Europa-Euphorie mit Skepsis be-
gegnen. Mine aber schließt seine Ausführungen ge-
gen den Binnenmarkt und das technokratische
Konzept der Delors-Kommission mit einer recht
unvermittelten Beschwörung einer deutsch-franzö-
sischen Union — la solidarite, la plus complte avec
h Röpublique föderale ) —, von der eigentlich
niemand recht begreifen kann, wie sie zustande
kommen sollte, nach allem was zuvor
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der Gemeinsamkeit dargelegt wurde.

Damit schließt sich der Kreis: Die anfangs aufge-
2eigte Dualität französischer Außenpolitik zwi-
sehen europäischer Solidarität und Mondialismus

ist eine Realität, deren Überbrückung bislang be-
stenfalls symbolisch gelingen kann. Ebenso ambiva-
lent wie real sind übrigens auch die privilegierten
Ost- und Deutschlandbeziehungen der Bundesre-
publik und deren globale wirtschaftliche Interessen
gegenüber dem vielbeschworenen Ziel der europäi-
schen Union angelegt47). Auch der Binnenmarkt
— so Mines eindringliche Aussage — wird dieses
Dilemma nicht beheben. Er wird dem Markt, aber
keinen ehrgeizigen Integrationsidealen dienen, da-
bei neue Verwerfungen und Konfliktlinien schaf-
fen, die alten aber nicht auflösen.

Man mag diesen Zustand beklagen, könnte ihn aber
auch nutzen, um neu und vielleicht auch ehrlicher
über dauerhafte Formen europäischer Kooperation
nachzudenken, die der Realität besser angepaßt
wären und von der Finalität wie von den Zwängen
der Harmonisierung und technokratischen Steue-
rung her weniger anspruchsvoll ausgelegt sein müß-
ten. Das hieße Abschied nehmen vom verschwom-
menen und schillernden Ideal einer Union, das
heute hinter dem Binnenmarkt lauert; Abschied
nehmen aber auch von sich zum Selbstzweck verfe-
stigenden Harmonisierungs- und Integrationsbe-
strebungen. Eine solche Rückbesinnung auf das
Machbare und Erstrebenswerte in Europa könnte
vielleicht auch die Mobilisierung von „Gespen-
stern“, die gleichsam als Ersatzföderatoren48)
— sei es in Form einer „deutschen“ (Mine) oder
„amerikanischen Herausforderung“ (Servan-
Schreiber) ) — dienstbar49 gemacht werden, über-
flüssig erscheinen lassen. Die „große Illusion“ wäre
auf diese Weise ein Anstoß zur „großen Illumina-
tion“.



Gilbert Ziebura: Frankreich. Umrisse eines neuen Wachstumsmodells?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39/89, S. 3—13

Der Beitrag geht der Frage nach, inwieweit sich seit der Ägide der dritten „alternance" von 1988 die
Umrisse eines im Entstehen befindlichen Wachstumsmodells präzisieren, nachdem der „Sozial-Colbertis-
mus“ endgültig der Vergangenheit angehört. Derzeit ist die Situation unübersichtlich und voller Wider-
sprüche. Die Feierlichkeiten zum 14. Juli 1789 haben den in der Verfassung angelegten Trend zur „mo-
narchischen Republik“ erneut deutlich gemacht. Die Herrschaftsachse Mitterand-Rocard-Sozialistische
Partei besteht im wesentlichen aus einer Exekutive mit zwei eigenwilligen Köpfen, während die PS die
Vermittlung zur Gesellschaft nicht leistet (nicht zuletzt mangels eigener Vorstellungen über das künftige
Wachstumsmodell bzw. Gesellschaftsprojekt). Das Verhältnis Staat-Gesellschaft bleibt also ungeklärt.
Dagegen bedeutet die Tatsache, daß sich 1988 eine wirtschaftliche Konjunktur bei hoher Geldwertstabilität
durchgesetzt hat, eine gute Ausgangslage für die Fortsetzung der bisherigen Wirtschafts- und Sozialpolitik.
Allerdings bleiben erhebliche Schwachpunkte bestehen (Arbeitslosigkeit; Außenhandelsdefizit), deren
Bekämpfung zunehmend Priorität erhält bei gleichzeitiger Weiterverfolgung der Stabilitätspolitik.

Hier scheinen Elemente eines neuen Wachstumsmodells deutlich zu werden, die im Mittelpunkt vom „Plan
1989—1992“ stehen. Es ist der Versuch, durch eine kombinierte ökonomische und soziale Modernisierung
sowohl die Wettbewerbsfähigkeit (EG 1993) zu verbessern als auch die entstehenden sozialen Kosten
(Ausgrenzung) durch gezielte Maßnahmen zu senken; es handelt sich mithin um ein Modell, das die beiden
Hauptsäulen, Anpassung an die neue Umwelt und nationale Solidarität, gleichgewichtig miteinander ver-
bindet. Aktiver Verfechter und Vordenker dieses Modells ist eine Gruppe modernistischer Sozialdemo-
kraten, die einen Weg zwischen Liberalismus und Etatismus suchen, indem sie Elemente aus beiden 
Grundrichtungen zu einer Synthese vereinigen wollen.

Adolf Kimmel: Das französische Parteiensystem. Von der Bipolarisierung zum
Konsens?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39/89, S. 14—25

Das bisher so stabile politische System der V. Republik scheint in den achtziger Jahren in eine Krise
geraten zu sein. Nach über zwei Jahrzehnten bürgerlicher Mehrheiten kam es zwischen 1981 und 1988 zu
drei Machtwechseln (1981, 1986, 1988). Dabei mußten neue Formen der Verfassungspraxis ausprobiert
werden (cohabitation. Regierung ohne parlamentarische Mehrheit). Die Ursachen dieser institutioneilen
Experimente sind in den Veränderungen des Parteiensystems zu suchen, die ihrerseits durch gesellschaft-
liche, kulturelle und politische Entwicklungen bedingt sind. Im rechten Block verloren die Gaullisten die
Hegemonie. Die rechtsextreme Nationale Front erzielte ab 1983/84 einen überraschenden Durchbruch.
Beide Faktoren haben die Konflikte innerhalb der Rechten verschärft und damit entscheidend zu ihren
Wahlniederlagen beigetragen. Innerhalb des linken Blocks ging die Hegemonie von der Kommunistischen
Partei, die sich in einer tiefen Krise befindet, auf die erfolgreiche Sozialistische Partei über. Damit wurde
der Machtwechsel wesentlich erleichtert.
Der allmähliche Wandel der französischen Gesellschaft führt zu einer Abschwächung ihrer antagonisti-
schen Züge und zu einer Verstärkung der homogenisierenden Tendenzen. Der ehemals tiefe ideologische
Graben zwischen der Rechten und der Linken wurde insbesondere durch die Entwicklung der PS zu einer
reformerisch-pragmatischen Regierungspartei und die Marginalisierung der PCF beträchtlich einge-
ebnet.

Obwohl somit die gesellschaftlichen und ideologischen Voraussetzungen gegeben sind und eine starke
Sympathie in der Öffentlichkeit dafür besteht, kann eine Koalition der Mitte nicht zustande kommen, da
die Institutionen der V. Republik und das Mchrheitswahlsystem ihre Bildung verhindern. Ob dieses pre-
käre Spannungsverhältnis zwischen modernisierenden gesellschaftlich-kulturellen Tendenzen und dem die
alte Blockbildung aufrcchterhaltenden politischen System dauerhaft ist und ob damit auch weiterhin Sta-
bilität möglich sein wird, kann derzeit noch nicht gesagt werden.



Robert Picht: Kulturpolitik als Modernisierungsstrategie. Der französische Weg
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39/89, S. 26—34

Nach Industrie- und Technologiepolitik ist Kulturpolitik heute überall dort in den Mittelpunkt des Inter-
esses gerückt, wo es darum geht, die Herausforderungen der Kommunikationsgesellschaft anzunehmen.
Kulturelle Aktivierung der Gesellschaft soll angesichts immer schärferer internationaler und regionaler
Konkurrenz sowohl die berufliche Qualifikation verbessern als auch attraktivere Lebensverhältnisse schaf-
fen. Kultur wird immer mehr als unverzichtbarer Teil der Lebensqualität verstanden. Medien, Design,
Kunst und Unterhaltung sind zu einem gewichtigen Wirtschaftsfaktor geworden. Politik nutzt Kultur zur
Selbstdarstellung und zum Versuch der Identitätsstiftung.

Frankreich hat schon seit de Gaulle konsequent Kulturpolitik in diesem Sinne eingesetzt, um den natio-
nalen Zusammenhalt zu stärken und den Sprung in die Moderne zu beschleunigen. Francois Mitterrand hat
Kulturpolitik seit Übernahme des Präsidentenamtes im Jahre 1981 in den Mittelpunkt seiner Modemisie-
rungsstrategien gestellt. Dies betrifft sowohl die Formen staatlicher Repräsentation, wie sie zuletzt bei den
Zweihundertjahresfeiern zur Französischen Revolution gezeigt wurden, als auch die vielfältigen Förde-
rungsmaßnahmen, die durch die Verdoppelung des staatlichen Kulturhaushalts möglich wurden. Kulturelle
Dynamik wird durch Kulturminister Jack Lang spektakulär in Szene gesetzt.
Auch die Bildungspolitik stellt sich auf die neuen Anforderungen eines Arbeitsmarktes ein, der durch die
zunehmende Entkoppelung von Ausgangsqualifikation und tatsächlicher Berufstätigkeit gekennzeichnet
ist. Lernfähigkeit und Allgemeinbildung erhalten neuen Stellenwert.
Medienpolitik und insbesondere die Privatisierung des Fernsehens werden ausdrücklich in Hinblick auf
wirtschaftliche Perspektiven in europäischem Maßstab betrieben. Hier zeigt sich allerdings besonders
deutlich, daß kultureller und wirtschaftlicher Anspruch nicht unbedingt in Einklang kommen.

Friedrich von Krosigk: Französische Außenpolitik im Spannungsfeld von Mondialismus
und Europäischer Integration
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39/89, S. 35—45

Frankreich hat sich in den achtziger Jahren mit an die Spitze der Bemühungen um eine Wiederbelebung der
Europäischen Gemeinschaft gestellt. Das Projekt der Vollendung des Binnenmarktes hat sich mit ehrgei-
zigen weiterführenden Zielsetzungen der europäischen Union verbunden. Aber wie tief sind die Spuren
dieses neuen europäischen Engagements in Frankreichs Außenpolitik eingeschrieben? Welche Verände-
rung hat es in jenen Bereichen französischer Außenpolitik nach sich gezogen, die als die traditionelle
Domäne nationaler Unabhängigkeit und mondialer Mission Frankreichs gelten: die Sicherheitspolitik und
die Sonderbeziehungen zur „Dritten Welt“ (d. h. Afrika und die französischen Überseegebiete)? Die
Ergebnisse dieser Untersuchung deuten auf den Fortbestand eines ungebrochenen fundamentalen Dualis-
mus in der französischen Außenpolitik, den auch das Projekt des Binnenmarktes nicht überdecken kann:
Die durch Alain Mine ausgelöste Diskussion um die „große Illusion“ der gegenwärtigen Binnenmarkt-
Euphorie bietet wichtige Anregungen für eine kritische Rückbesinnung auf Möglichkeiten und Grenzen
der europäischen Integration.


